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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 5 3  

vom 2. März 1920. 

 

Anwesend: 

Präsident S e i t z  und sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre 

H a n u s c h  und Ing. Z e r d i k; 

ferner alle Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 5: vom Staatsamt für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu Punkt 8: vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. M ü h l v e n z l  und Ministerialrat 

Dr. S c h a u b e r g e r, vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten: 

Ministerialrat Dr. M ö r t h. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 20.30 – 1.45 

 

Reinschrift (35 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Streng vertraulicher Anhang zum KRP Nr. 153 über die Berichte 8 bis 10 der Kommission zur 

Erhebung militärischer Pflichtverletzungen (8 Seiten) 

 

I n h a l t: 

1. Beitritt der Staatsregierung zum Gesetzesbeschluss der Nationalversammlung, 

betreffend die Abänderung des Hochschulassistentengesetzes. 

2. Förderung der Sanierungsaktion der Wiener Freiwilligen Rettungsgesellschaft durch 

die Staatsregierung. 

3. Beistellung des Hofstallgebäudes für die Wiener Messe. 

4. Neunter und zehnter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer 

Pflichtverletzungen. 

5. Enquête über die Angestelltenfragen. 

6. Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Übertragung der vom 
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Staatsamte für Heereswesen wahrgenommenen Amtshandlungen in Unterhaltsbeitrags- 

und Zuwendungsangelegenheiten auf das Staatsamt für soziale Verwaltung. 

7. Vollzugsanweisung der Staatsregierung, womit Ausnahmen von dem im § 2 des 

Gesetzes vom 17. Oktober 1919, St.G.Bl. Nr. 481, ausgesprochenen Verbote weiterer 

Aufnahmen in den Heimatverband österreichischer Gemeinden zugelassen werden. 

8. Zollgesetz. 

9. Verzichtserklärung der Marie Valerie Habsburg-Lothringen. 

10. Rechtsstellung der beamteten und der nichtbeamteten Volksbeauftragten. 

11. Gesetzesbeschluss der Vorarlberger Landesregierung, betreffend die Errichtung einer 

Mädchenbürgerschule in Lustenau. 

12. Ausgestaltung und finanzielle Förderung des Mädchenbildungswesens. 

13. Zweite Gerichtsentlastungsnovelle. 

14. Strafprozessnovelle vom Jahre 1920. 

15. Gesetzentwurf und Vollzugsanweisung über die Schaffung einer Staatskommission für 

Rennangelegenheiten und einschlägige Zuchtfragen. 

16. Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, betreffend die Errichtung einer 

Brückenmaut an der Salzachbrücke in Salzburg. 

17. Ausnahmsweise Belassung eines Haller-Erziehungsstipendiums über das Normalalter 

hinaus. 

 

Beilagen: 

Beilagen zu Punkt 2 betr. Förderung der Sanierungsaktion der Wiener Freiwilligen 

Rettungsgesellschaft durch die Staatsregierung mit einem Auszug aus dem KRP Nr. 124 vom 

23.11.1919 (1 Seite), zweier Schreiben der Rettungsgesellschaft an den Staatskanzler 

(28.10.1919, 14.2.1920, 3 Seiten) sowie einem gedruckten Spendenaufruf an die Wienerinnen 

und Wiener (2 Seiten, gedruckt) 

Beilagen zu Punkt 3 betr. die Beistellung des Hofstallgebäudes für die Wiener Messe sowie 

der z. Zeit von den Italienern genutzten Schwarzenbergkaserne für die Benutzung durch die 

Polizeidirektion Wien (10 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vortrag des Staatskanzlers Zl. 334/9 St.K. über die 

Vollzugsanweisung, Ausnahmen zum Verbot weiterer Aufnahmen in den Heimatverband 

österr. Gemeinden zuzulassen (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Antrag des StA. f. Finanzen auf Ermächtigung zur Einbringung des 

Entwurfs des Zollgesetzes als Vorlage der Staatsregierung in der Nationalversammlung (5 
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Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Entwurf des Zollgesetzes mit erläuternden Bemerkungen (79 Seiten, 

gedruckt) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag der Staatskanzlei Zl. 762/1920 über die Rechtsstellung der 

beamteten und der nichtbeamteten Volksbeauftragten (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes über einen Gesetzesbeschluss der 

Vorarlberger Landesversammlung über die Errichtung einer Mädchenbürgerschule in 

Lustenau (6 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes über die Ausgestaltung und 

finanzielle Förderung des Mädchenbildungswesens (8 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag über die zweite Gerichtsentlastungsnovelle (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Entwurf der Strafprozessnovelle vom Jahre 1920 mit Begründung 

(15 Seiten, gedruckt, dreifach) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 162/1920 über 

Gesetz und Vollzugsanweisung zur Schaffung einer Staatskommission für 

Rennangelegenheiten und einschlägige Zuchtfragen (8 Seiten) 

Beilage zu Punkt 16 betr. Auszug für den Vortrag des StA. d. Inneren Zl. 8151/1920 über den 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages zur Errichtung einer Brückenmaut an der 

Salzachbrücke in Salzburg (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 17 betr. Vortrag des StA. d. Inneren über die ausnahmsweise Belassung 

eines Haller-Erziehungsstipendiums über das Normalalter hinaus (3 Seiten, zweifach) 

 

1. 

Beitritt der Staatsregierung zum Gesetzesbeschluss der Nationalversammlung, betreffend die 

Abänderung des Hochschulassistentengesetzes. 

Über Vorschlag des V o r s i t z e n d e n  erhebt der Kabinettsrat gegen das von der 

Nationalversammlung beschlossene Gesetz, mit welchem das Gesetz vom 5. Dezember 1919, 

St.G.Bl. Nr. 557, betreffend das Dienstverhältnis der Hochschulassistenten teilweise 

abgeändert wird, keine Vorstellung. 

Das Gesetz ist demgemäß nach Gegenzeichnung durch den Staatskanzler und die 

zuständigen Staatssekretäre dem Präsidenten dar Nationalversammlung zur Fertigung 

vorzulegen. 

 

2. 
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Förderung der Sanierungsaktion der Wiener Freiwilligen Rettungsgesellschaft durch die 

Staatsregierung. 

Der V o r s i t z e n d e  erinnert daran, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung am 23. 

November 1919 eine Spezialkonferenz, bestehend aus den Staatssekretären E l d e r s c h, 

H a n u s c h  und Dr. R e i s c h  unter der Führung des Unterstaatssekretärs Dr. T a n d l e r  

mit der Aufgabe betraut habe, über die Maßnahmen zu beraten, durch welche der in ihrem 

Weiterbestande gefährdeten Wiener Freiwilligen Rettungsgesellschaft von staatswegen Hilfe 

gebracht werden könnte. Da die Lage der Rettungsgesellschaft immer bedrohlicher werde, 

erscheine die rascheste Durchführung der Sanierungsaktion geboten. Redner ersuche daher 

die beteiligten Staatsfunktionäre, ihre Entschlüsse möglichst zu beschleunigen. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  berichtet, die Sanierungsaktion habe zur 

Voraussetzung, dass dem Staate und der Gemeinde Wien als jenen Faktoren, von denen allein 

die Gesundung der Verhältnisse bei der Rettungsgesellschaft ausgehen könne, ein 

angemessener Einfluss auf die Geldgebarung des Institutes gesichert werde. Dazu müsse eine 

teilweise Auswechslung des Vorstandes der Gesellschaft herbeigeführt werden. Der 

sprechende Unterstaatssekretär habe in dieser Hinsicht bereits Fühlung genommen und 

behalte sich die Erstattung konkreter Vorschläge für die nächste Zeit vor. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis und ladet die in der 

Spezialkonferenz vertretenen Staatsämter ein, durch einen gemeinsamen Schritt mit der 

Gemeinde Wien die Rettungsgesellschaft zur Vornahme der notwendigen Änderungen in der 

Zusammensetzung ihres Vorstandes zu veranlassen. 

 

3. 

Beistellung des Hofstallgebäudes für die Wiener Messe. 

Der V o r s i t z e n d e  gibt bekannt, dass der Staatssekretär für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten die mietweise Überlassung des Hofstallgebäudes an das 

Handelsmuseum zur Unterbringung der Wiener Messe mit der Begründung angesprochen 

habe, dass die Hofstallungen die einzigen Räumlichkeiten seien, die nach Lage und Größe für 

die Abhaltung der Messe in Frage gezogen werden können; falls es nicht gelingen sollte, sie 

für diesen Zweck frei zu bekommen, müsste das Messeprojekt überhaupt aufgegeben werden. 

Da die Hofstallungen derzeit zum Teil als Marstall für die Pferde der Sicherheitswache 

dienen, handle es sich vornehmlich darum, der Polizeidirektion andere Stallungen 

zuzuweisen; dies hätte in der Weise geschehen sollen, dass die Polizeidirektion die 

Schwarzenbergkaserne zur Benutzung erhielte, doch sei diese Kaserne augenblicklich von 



153 – 1920-03-02 

 
5 

italienischer Mannschaft belegt und der Zeitpunkt ihres Freiwerdens nicht abzusehen. 

Andererseits dulde aber die Lösung der Frage des Messegebäudes keinen Aufschub, weil 

sonst das Zustandekommen dieses für die österreichische Volkswirtschaft bedeutungsvollen 

Unternehmens in Frage gestellt würde. 

Redner beantrage daher, die Angelegenheit der in der Sitzung des Kabinettsrates vom 14. 

November 1919 zur Erledigung aller Fragen, betreffs der Verwendung staatlicher Gebäude 

eingesetzten zwischenstaatsamtlichen Kommission zu überweisen, die ohnedies unter der 

Führung des Staatssekretärs für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten stehe und ihm die 

Gelegenheit biete, die Interessen seines Ressorts zur Geltung zu bringen. 

Der Kabinettsrat schließt sich dem Antrage des Vorsitzenden an. 

 

4. 

Neunter und zehnter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen. 

Der V o r s i t z e n d e  teilt mit, dass die Kommission zur Erhebung militärischer 

Pflichtverletzungen den neunten und zehnten Tätigkeitsbericht vorgelegt habe. 

Der Kabinettsrat beschließt nach einer streng vertraulich durchgeführten Debatte, die 

Entscheidung über die weitere Behandlung der beiden Berichte für eine Woche 

aufzuschieben, um vorher in der Frage einer etwaigen Abänderung des Gesetzes über die 

Bestellung der Kommission Klarheit zu gewinnen. 

Im Zusammenhange damit beschließt der Kabinettsrat, den achten Bericht der 

Kommission, betreffend die Vorgänge bei Abschluss des Waffenstillstandes, an die 

Nationalversammlung weiterzuleiten, hiebei jedoch von der nach dem 

Kabinettsratsbeschlusse vom 6. Jänner l.J. in Aussicht genommenen Beigabe des 

Aktenmaterials abzusehen, damit nicht durch Drucklegung der umfangreichen Schriftstücke 

eine weitere Verzögerung in der Übermittlung verursacht werde. 

 

5. 

Enquête über die Angestelltenfragen. 

Der V o r s i t z e n d e  verweist darauf, dass die Regierung im Motivenberichte zum 

Staatsangestelltenaushilfengesetz einen Beschluss der Nationalversammlung angeregt habe, 

durch welchen der Hauptausschuss beauftragt werden soll, die in der paritätischen 

Lohnkommission vertretenen Angestelltenorganisationen in Gegenwart von Vertretern des 

Staates, des Landes Niederösterreich und der Gemeinde Wien über ihre Forderungen nach 

Bezugsaufbesserungen zu vernehmen. Die drängenden Forderungen der öffentlichen 
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Angestellten ließen aber nunmehr den Aufschub der Enquête bis zur Verabschiedung des 

Gesetzes nicht zu; Redner nehme daher in Aussicht, den Hauptausschuss in der für den 3. 

März l.J. einberufenen Sitzung für das Einverständnis zu gewinnen, dass ihm durch einen 

Initiativantrag der Nationalversammlung die Abhaltung der Enquête übertragen werde und 

diese in den Tagen vom 6. bis 8. März stattfinde. Es wäre nun Aufgabe des Kabinetts, das 

Material für die Enquête vorzubereiten, und dem Hauptausschusse die Richtlinien für die 

Führung der Verhandlungen zu geben. 

Über Einladung des Vorsitzenden gibt Ministerialrat Dr. W i l f l i n g  eine Übersicht über 

die von den einzelnen Angestelltenkategorien erhobenen Forderungen und kennzeichnet den 

Standpunkt der Finanzverwaltung zu den daraus erwachsenden Mehraufwendungen. Aus der 

Darstellung des Redners geht hervor, dass die Forderungen nicht einheitlich sind, sich jedoch 

in folgende Gruppen zusammenfassen lassen: 

1. Erhöhung der Gehalte und Teuerungszulagen auf das Doppelte des bisherigen 

Ausmaßes gegen Einziehung der gleitenden Zulage, 

2. Bewilligung eines Existenzminimums von 24.000 K jährlich bei gleichzeitiger 

Erhöhung der Teuerungszulagen um 50 %, 

3. Aufbau der Vorrückung nach dem Besoldungsübergangsgesetz bei einem 

Mindestbezug von 24.000 K, 

4. Ausgestaltung der gleitenden Zulage einerseits durch Erweiterung des Kreises der 

Artikel, welche der Ermittlung des Mehrbetrages zugrunde gelegt wird, und andererseits 

durch namhafte Erhöhung der Zuschläge zum Mehrbetrage, 

5. Vermehrung der Ortszuschlagsklassen, 

6. Belieferung der öffentlichen Angestellten mit Lebensmitteln in natura. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  fasst den Standpunkt der Finanzverwaltung zu den 

Forderungen in die Feststellung zusammen, dass das Erfordernis für die verlangten 

Aufbesserungen das Doppelte des Ertrages aus den neuen Steuern ausmache, die Enquête also 

das Ziel verfolgen müsste, den Beamten die Unmöglichkeit weitergehender Zugeständnisse 

vor Augen zu führen. Äußerstenfalls könne die Gewährung einer besonderen Zulage für Wien 

in Aussicht genommen werden. Eine Ausgestaltung der gleitenden Zulage käme nicht in 

Betracht, da sie die Angestellten wegen ihrer nivellierenden Wirkung nicht befriedige, ferner 

durchaus unhaltbare Folgerungen für die Behandlung der Pensionisten entstünden und 

schließlich die Unterschiede der Lebensmittelpreise in den einzelnen Orten zu groß seien, als 

dass sich dafür ein brauchbares Schema aufstellen ließe. 

Präsident S e i t z  führt aus, dass die Ursachen der Gehaltsforderungen der Angestellten 
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der Gemeinde Wien in der kürzlich erfolgten Angleichung der Löhne der Arbeiter in den 

städtischen Erwerbsunternehmungen an die Löhne in der Exportindustrie gelegen seien. Eine 

Erschwernis bestehe darin, dass die Gemeindeangestellten nun das System der gleitenden 

Zulage ablehnen und nicht mehr nach dem Alimentationsprinzip unter Zugrundelegung des 

Familienstandes, sondern nach dem Leistungsprinzip entsprechend der Qualifikation der 

Dienstverrichtung entlohnt sein wollen. Es müsse daher zuerst diese Vorfrage gelöst und 

weiters angestrebt werden, eine gewisse Gleichartigkeit unter den Forderungen der einzelnen 

Angestelltengruppen zu erzielen. Dazu sei eine Enquête der beste Weg. Wenn von ihr auch 

nicht die Lösung des Problems erwartet werden könne, so werde sie doch eine Klarstellung 

bringen und es der Öffentlichkeit ermöglichen, eich ein Bild über die Verhältnisse zu machen. 

Der V o r s i t z e n d e  bezeichnet es als Aufgabe der Enquête, den Angestellten vor 

Augen zu führen, dass der Staat zwar nach Maßgabe seiner Leistungsfähigkeit das möglichste 

Entgegenkommen beweisen wolle, durch ein Übermaß der Forderungen aber zugrunde 

gerichtet werden würde. Es soll jedoch auch die Allgemeinheit zur Entscheidung mit 

aufgerufen werden, damit die Regierung für ihr weiteres Vorgehen in der öffentlichen 

Meinung Deckung und Rückhalt finde. 

Bezüglich des Teilnehmerkreises für die Enquête schlage Redner vor, den Staat durch die 

Staatssekretäre für Finanzen, für Verkehrswesen, für Volksernährung und für Inneres und 

Unterricht sowie durch den Unterstaatssekretär M i k l a s  vertreten zu lassen. Von den 

übrigen öffentlichen Haushaltungen wären noch das Land Niederösterreich und die Gemeinde 

Wien, von den Ländern wenigstens auch noch Oberösterreich und Steiermark sowie die 

Landeshauptstädte Linz, Graz und Innsbruck zuzuziehen. Von der Seite der Angestellten 

wären die in der paritätischen Lohnkommission vertretenen Organisationen sowie einzelne 

Vertreter der Angestellten in der Provinz, deren Bestimmung vorläufig aber noch offen zu 

bleiben hätte, zu laden. 

Die Verhandlung wäre nicht öffentlich zu führen, jedoch für eine ausgiebige Information 

der Öffentlichkeit durch Berichte der Parlamentskorrespondenz vorzusorgen. 

Der Kabinettsrat nimmt die Ausführungen des Vorsitzenden zur Kenntnis und ermächtigt 

ihn, nach seinen Vorschlägen vorzugehen. 
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6. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Übertragung der vom Staatsamte für 

Heerwesen wahrgenommenen Amtshandlungen in Unterhaltsbeitrags- und 

Zuwendungsangelegenheiten auf das Staatsamt für soziale Verwaltung. 

Der Kabinettsrat genehmigt nach dem Antrage des V o r s i t z e n d e n  die Erlassung 

einer Vollzugsanweisung der Staatsregierung, durch welche die bisher vom Staatsamte für 

Heereswesen wahrgenommenen Amtshandlungen, die sich aus der Durchführung und 

Anwendung der Gesetze vom 27. Juli 1917, R.G.Bl. Nr. 313, vom 31. März 1918, R.G.Bl. Nr. 

126, vom 28. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 387 und vom 28. März 1918, R.G.Bl. Nr. 119, sowie der 

hiezu erlassenen Verordnungen und Vollzugsanweisungen ergeben, in den Wirkungskreis des 

Staatsamtes für soziale Verwaltung übertragen werden. 

 

7. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung, womit Ausnahmen von dem im § 2 des Gesetzes vom 

17. Oktober 1919, St.G.Bl. Nr. 481, ausgesprochenen Verbote weiterer Aufnahmen in den 

Heimatverband österreichischer Gemeinden zugelassen werden. 

Der V o r s i t z e n d e  verweist darauf, dass durch § 2 des Gesetzes vom 17. Oktober 

1919, St.G.Bl. Nr. 481, die Aufnahme in den Heimatverband österreichischer Gemeinden 

außer in den Fällen in welchen eine Anspruchsberechtigung durch längere Dauer des 

Aufenthaltes erworben wurde, bis auf weiteres gesperrt werde. Diese Bestimmung sei 

getroffen worden, um zu verhindern, dass in der Zeit bis zum Inkrafttreten des Staatsvertrages 

von St. Germain Heimatberechtigungen bei uns erworben werden, welche nach dem 

Staatsvertrag den Erwerb unserer Staatsbürgerschaft zur Folge haben. Dadurch würde nämlich 

einerseits eine finanzielle Belastung des Staates von großer Tragweite erfolgen, indem die 

betreffenden Personen auf diese Weise nicht nur Ansprüche auf Invalidenrenten und 

Pensionen gegen uns, sondern Insbesondere auch auf Auszahlung von Zinsen der 

Staatsschuldenpapiere erlangen könnten, andererseits aber wären diese Personen nach den 

Optionsbestimmungen in der Lage, im Moment des Inkrafttretens des Staatsvertrages unsere 

Staatsbürgerschaft wieder sofort zu Gunsten einer ihnen etwa besser passenden 

Staatsbürgerschaft aufzugeben. 

Diese Motive seien der Staatsregierung als so wichtig erschienen, dass sie sie dazu 

bewogen hätten, die großen Härten in Kauf zu nehmen, die eine solche Sperre mit sich bringe. 

Es habe sich nun gezeigt, dass diese Härten sich praktisch tatsächlich schwer fühlbar 

machten und es seien mehrfach bereits Wünsche geltend gemacht worden, Ausnahmen von 
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der erwähnten Bestimmung des § 2 zu schaffen, insbesondere für Personen, welche erst nach 

Inkrafttreten des Gesetzes vom 17. Oktober 1919 aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt 

sind, sowie für Personen, welche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes bereits um das 

Heimatrecht in einer österreichischen Gemeinde angesucht hatten, eine Erledigung aber noch 

nicht erhalten haben. Derartige Wünsche seien sowohl in Anträgen an die 

Nationalversammlung niedergelegt, als auch von Abgeordneten mündlich beim Vorsitzenden 

vorgebracht worden; schließlich habe auch die Gemeinde Wien durch ihren Bürgermeister 

beim Staatsamt für Inneres und Unterricht in diesem Sinne petitioniert. 

Die Staatskanzlei habe nun auf Grund des mit dem Staatsamt für Inneres und Unterricht im 

kurzen Weg gepflogenen Einvernehmens eine Vollzugsanweisung entworfen, nach welcher 

auch in anderen Fällen als jenen der durch die Aufenthaltsdauer erworbenen 

Anspruchsberechtigung das Heimatrecht an Personen, welche nachgewiesenermaßen infolge 

Kriegsgefangenschaft oder aus anderen durch den Krieg bewirkten Ursachen vor dem 

Inkrafttreten des Gesetzes vom 17. Oktober 1919 nicht in der Lage waren, um die Erlangung 

des Heimatrechtes in einer Gemeinde der Republik Österreich einzuschreiten, sowie an 

Personen, deren Ansuchen schon vor dem Inkrafttreten des eben erwähnten Gesetzes der 

Gemeinde vorgelegen, jedoch noch nicht erledigt worden sind, bei Vorhandensein besonders 

berücksichtigungswürdiger Umstände und unter der Voraussetzung der Zustimmung der 

Landesregierung verliehen werden kann. 

Es werde nun Sache des mit der Durchführung des Gesetzes vom 17. Oktober 1919 

betrauten Staatssekretärs für Inneres und Unterricht sein, den Landesregierungen derartige 

Weisungen zu geben, dass ihre Zustimmung nur in Fällen gegeben wird, in denen einerseits 

wirklich besonders berücksichtigungswürdige Umstände vorliegen und andererseits eine 

finanzielle Belastung unseres Staates in größerem Maße nicht zu befürchten steht. 

Der sprechende Staatskanzler beantrage, der Kabinettsrat wolle der Erlassung der im 

Entwurfe vorliegenden Vollzugsanweisung zustimmen. 

 

8. 

Zollgesetz. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  unterbreitet dem Kabinettsrate den Entwurf eines Gesetzes, 

betreffend das Zollrecht und das Zollverfahren (Zollgesetz), und erbittet sich die 

Ermächtigung zur Einbringung der Vorlage in der Nationalversammlung 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  erhebt gegen den Entwurf die Einwendung, dass 

die Vollzugsklausel (§ 128) keine hinlänglich klare Kompetenzbestimmung hinsichtlich der 
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dort genannten Staatssekretäre treffe und die Möglichkeit offen lasse, dass jeder der 

Staatssekretäre für sich allein, statt im Einvernehmen mit den übrigen, Verfügungen treffe. Es 

sollte daher die Durchführung „den Staatssekretären für Finanzen, für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten und für Verkehrswesen im gegenseitigen Einvernehmen“ übertragen 

werden. 

Weiters fehle in den §§ 13, 49, 50, 76, 95 und 96, welche Angelegenheiten behandeln, in 

denen das Handelsressort mitzuständig sei, die Anführung des Staatsamtes für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten. Redner beantrage, hier die entsprechenden Ergänzungen 

vorzunehmen. 

Sektionschef Dr. M ü h l v e n z l  erwidert, dass gegen die von Unterstaatssekretär Dr. 

E l l e n b o g e n  angeregte Abänderung des § 128 kein grundsätzliches Bedenken bestehe; 

durch die Fassung der Vorlage sollte erreicht werden, dass in jenen Fällen, welche 

ausschließlich das Interesse nur eines der dort genannten Ressorts berühren, das betreffende 

Staatsamt zur Vermeidung unnötiger Weitwendigkeiten ohne Befragung der beiden anderen 

selbstständig vorgehen könne. 

Die Anführung des Staatsamtes für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten in dem 

weiters aufgezählten §§ sei lediglich aus gesetzestechnischen Gründen unterblieben. Ebenso 

wie hier das Handelsamt hätten an zahlreichen anderen Stellen des Gesetzes, wo fremde 

Ressortangelegenheiten berührt werden, gleichermaßen auch die übrigen Staatsämter genannt 

werden müssen. Die Mitwirkung der Staatsämter solle in die umfangreiche 

Vollzugsanweisung verlegt werden, vor deren Erlassung den beteiligten Ressorts Gelegenheit 

zur Überprüfung des Entwurfes werde geboten werden. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  wünscht schließlich noch die Herstellung eines 

Einvernehmens des Finanz- und Handelsressorts über eine Neuredigierung der §§ 5 al. 2 und 

46. 

Der Kabinettsrat genehmigt den Gesetzentwurf zur Einbringung in der 

Nationalversammlung mit dem Vorbehalte, dass sich die Staatsämter für Finanzen und für 

Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vorerst noch über die vom Unterstaatssekretär Dr. 

E l l e n b o g e n  angeregte Abänderung der §§ 5 und 46 einigen. Die §§ 13, 49, 50, 76, 95, 

96 und 128 haben in der Fassung des Entwurfes zu verbleiben, doch wird ausdrücklich 

festgestellt, dass die einschlägigen Vollzugsbestimmungen unter Mitwirkung des Staatsamtes 

für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten zu treffen sein werden. 

 

9. 
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Verzichtserklärung der Marie Valerie Habsburg-Lothringen. 

Der V o r s i t z e n d e  teilt mit, dass Marie Valerie Habsburg-Lothringen vormals 

Erzherzogin Marie Valerie von Österreich die Verzichtserklärung im Sinne des § 2 des 

Gesetzes vom 3. April 1919, St.G.Bl. Nr. 209, abgegeben habe, nachdem bereits ihr Ehegatte 

eine solche abgegeben hatte, welche seinerzeit als ausreichend befunden und zur Kenntnis 

genommen worden sei. Auch die zur Behebung jeden Zweifels über die Rechtsverbindlichkeit 

des vom Ehegatten erklärten Verzichtes nunmehr von der Ehegattin persönlich wiederholte 

Verzichtserklärung entspreche in ihrer Form den gesetzlichen Voraussetzungen. Es werde 

daher beantragt, die Erklärung im Sinne des § 2 des zitierten Gesetzes als ausreichend zu 

befinden und ihre Weiterleitung an den Hauptausschuss der Nationalversammlung zu 

genehmigen. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne. 

 

10. 

Rechtsstellung der beamteten und der nichtbeamteten Volksbeauftragten. 

Über Vorschlag des V o r s i t z e n d e n  beschließt der Kabinettsrat die Einsetzung einer 

aus den Staatssekretären E l d e r s c h  und P a u l  und dem Unterstaatssekretär M i k l a s  

bestehenden Kabinettskonferenz, welche die Frage der Rechtsstellung und insbesondere der 

Ruhegenüsse der Volksbeauftragten zu prüfen und dem Kabinettsrat positive Anträge zu 

erstatten haben wird. 

 

11. 

Gesetzesbeschluss der Vorarlberger Landesregierung, betreffend die Errichtung einer 

Mädchenbürgerschule in Lustenau. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  teilt mit, dass er auf Grund der Ermächtigung des 

Kabinettsrates vom 9. September 1919 gegen die Bestimmung des § 3 des 

Gesetzesbeschlusses der Vorarlberger Landesversammlung vom 8. Juli 1919, betreffend die 

Errichtung einer Mädchenbürgerschule in Lustenau, wonach mit der Durchführung dieses 

Gesetzes die Landesregierung anstatt – wie dies bisher in allen Volksschulgesetzen bestimmt 

war – der Staatssekretär für Inneres und Unterricht betraut wird, Vorstellung erhoben habe. 

Über diese Vorstellung der Staatsregierung habe die Vorarlberger Landesversammlung an 22. 

Dezember 1919 den Beschluss gefasst: „Der Gesetzesbeschluss vom 8. Juli 1919 über die 

Errichtung einer Mädchenbürgerschule in Lustenau wird in seiner alten Fassung vollinhaltlich 

aufrechterhalten.“ Dieser Beschluss wurde der Landesregierung vom Landesrate mit dem 
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Ersuchen mitgeteilt, nun die eheste Verlautbarung des Gesetzes im Landesgesetzblatte zu 

veranlassen. Ob diese Verlautbarung unterdessen erfolgt ist, sei nicht bekannt; die 

Landesregierung habe lediglich den erwähnten Beschluss vom 22. Dezember 1919 auf Grund 

des Artikels 14 des Gesetzes vom 16. März 1919, St.G.Bl. Nr. l79, mit dem im 

Unterrichtsamte am 16. Februar d.J. eingelangten Berichte mitgeteilt. Da es sich vorliegenden 

Falles um die prinzipielle wichtige Frage der Zuständigkeit der Staatsregierung zur 

Durchführung von Schulgesetzen handle, stelle der sprechende Unterstaatssekretär den 

Antrag, die Staatsregierung wolle beschließen, den Beschluss der Landesversammlung von 

Vorarlberg vom 22. Dezember 1919, laut dessen der Gesetzesbeschluss vom 8. Juli 1919 über 

die Errichtung einer Mädchenschule in Lustenau vollinhaltlich aufrechterhalten wird, gemäß 

Artikel 15 des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 179, über die Volksvertretung beim 

Verfassungsgerichtshof anzufechten. Zu bemerken sei allerdings, dass die 14tägige Frist zur 

Einbringung der Anfechtungsklage bereits am 1. März d.J. abgelaufen sei. 

Der Kabinettsrat beschließt nach einer kurzen Debatte, von der Anfechtung des 

Gesetzesbeschlussses beim Verfassungsgerichtshofe mit Rücksicht auf den Fristenablauf 

abzusehen. Gleichzeitig wird das Unterrichtsamt beauftragt, der Landesregierung mitzuteilen, 

dass die Staatsregierung an ihrem in dieser Angelegenheit kundgegebenen prinzipiellen 

Standpunkt festhalte. 

 

 

12. 

Ausgestaltung und finanzielle Förderung des Mädchenbildungswesens. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  verweist darauf, dass sich der Unterrichts- und 

Erziehungsausschuss in seinen letzten Sitzungen eingehend mit der Frage der 

Mädchenbildung beschäftigt und an die Unterrichtsverwaltung die Aufforderung gerichtet 

habe, genaue Vorschläge zu erstatten, welche Maßnahmen zur Ausgestaltung des 

Mädchenbildungswesens, insbesondere bezüglich der Errichtung staatlicher 

Mädchenmittelschulen sowie zur Sicherstellung der materiellen Lage der Lehrerinnen an 

Mädchenmittelschulen in Aussicht genommen seien. 

Der sprechende Unterstaatssekretär führt aus, dass bisher das gesamte 

Mädchenbildungswesen, insbesondere die Erhaltung von Mädchenlyzeen und 

Mädchenmittelschulen ausschließlich der privaten Tätigkeit überlassen sei, da bisher keine 

einzige staatliche Anstalt nach Art der Knabenmittelschulen bestehe. Allerdings sei in letzter 

Zeit die Maßnahme getroffen worden, dass Mädchen auch als öffentliche Schülerinnen an 
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Knabenmittelschulen aufgenommen werden können, doch erscheine dies nur als ein 

Notbehelf, der die Errichtung eigener Schulen für Mädchen nicht ersetzen könne und es 

namentlich nicht ermögliche, den Unterricht bei Festhaltung des gleichen Lehrzieles doch der 

weiblichen Eigenart anzupassen. 

Da die Errichtung staatlicher Mittelschulen für Mädchen eine neue schwerwiegende 

finanzielle Belastung des Staates mit sich bringen werde und da die gleiche 

Verstaatlichungsfrage auch für das kaufmännische Bildungswesen akut sei, seien von der 

Unterrichtsverwaltung zunächst zwei Maßnahmen ins Auge gefasst worden, um in der 

Erhaltung und im Besuche der Mädchenmittelschulen eine Besserung zu bewirken, nämlich: 

1.  für die bestehenden privaten Mädchenmittelschulen Schulgeldstipendien (100 ganze 

zu 600 K und 100 halbe zu 300 k) zu errichten, um mittellosen und würdigen Mädchen den 

Besuch der privaten Mittelschulen ungeachtet des hohen Schulgeldes zu ermöglichen; 

2.  für die privaten Mädchenmittelschulen vorläufig 20 staatliche Lehrstellen mit den 

Bezügen von Mittelschullehrkräften zu schaffen und diese im Konkurswege zu besetzenden 

Stellen den einzelnen Privatanstalten als indirekte Subvention zuzuweisen. 

Diesen beiden Maßnahmen habe das Staatsamt für Finanzen zugestimmt. 

Allein auch diese Maßnahmen würden nicht geeignet sein, die vor dem finanziellen 

Zusammenbruche stehenden Privatmittelschulen in ihrem Fortbestand zu sichern, den 

weiblichen Lehrkräften in größerer Zahl eine den wirtschaftlichen Verhältnissen 

entsprechende materielle Stellung zu gewähren und auch der großen Aufgabe der 

Unterrichtsverwaltung nicht entsprechen, durch Errichtung und Erhaltung von Staatsanstalten 

für die Mädchenbildung in ausreichender Weise zu sorgen. Da aber aus staatsfinanziellen 

Gründen die Errichtung neuer staatlicher Mädchenmittelschulen in größerer Anzahl oder auch 

die Verstaatlichung sämtlicher schon bestehender Privatanstalten, die nach ihrem bisherigen 

Wirken für eine solche Maßnahme geeignet wären, vorläufig nicht in Aussicht genommen 

werden könnte, habe die Unterrichtsverwaltung eine Verhandlung mit dem Staatsamte der 

Finanzen in der Richtung eingeleitet, dass vorläufig wenigstens fünf solche Anstalten staatlich 

errichtet, bezw. schon bestehende und geeignete Privatanstalten auf Grund besonderer 

Vereinbarungen in die Staatsverwaltung übernommen werden. 

Ebenso wie die Errichtung von vorläufig 20 staatlichen Lehrstellen an privaten 

Mädchenmittelschulen würde auch diese Verstaatlichung von vorläufig 5 privaten 

Mädchenmittelschulen nur einen Teil der Lehrerschaft dieser Anstalten zustatten kommen. 

Von der Pflichtorganisation dieser Lehrerschaft werde aber geltend gemacht, dass die 

allgemeine Notlage der gesamten Lehrerschaft an den privaten Mädchenmittelschulen infolge 
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der unzureichenden Besoldung unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhältnissen eine 

derart traurige geworden sei, dass Maßnahmen getroffen werden müssen, um sofort dieser 

Notlage aller Lehrkräfte im ausreichenden Maße abzuhelfen. 

Es sei daher von der Pflichtorganisation zuerst angeregt worden, dass den Lehrern an den 

privaten Mädchenmittelschulen zu ihren bisherigen vom Schulerhalter gewährten Bezügen 

staatliche Teuerungszulagen in demselben Ausmaße gewährt werden, wie sie den staatlichen 

Mittelschullehrern zukommen. Es würde sich hiebei um die Teuerungszulagen (für Wien) von 

4.800 K und die gleitende Zulage im vorläufigen Betrage von 1.200 K, somit um 6.000 K 

jährlich handeln. Das Mehrerfordernis, welches sich hiebei für etwa 220 Lehrkräfte ergeben 

würde, lasse sich auf rund 1,200.000 K jährlich veranschlagen. In einer weiteren Eingabe des 

Reichsverbandes der Mädchenmittelschulen Österreichs, des Pflichtverbandes 

Mädchenmittelschule und des Verbandes der Elternvereinigungen der Mädchenmittelschulen 

in Wien sei außer der Wiederholung des früheren Ansuchens um allgemeine Verstaatlichung 

der Mädchenmittelschulen mit Rücksicht auf die gegenwärtige unerträgliche Not der 

Lehrkräfte das weiter gehende Ansuchen gestellt worden, dass allen an öffentlichen 

Mädchenmittelschulen wirkenden Lehrkräften die ihnen von privaten Schulerhaltern 

zukommenden Bezüge aus Staatsmitteln bis zur jeweiligen Höhe der neugeregelten Bezüge 

der staatlichen Mittelschullehrer ergänzt werden. 

Bevor noch diese letztere Eingabe an das Staatsamt für Finanzen geleitet werden konnte, 

habe dieses Staatsamt zu den früheren Vorschlägen Stellung genommen und die geplante 

Verstaatlichung von fünf privaten Mädchenmittelschulen abgelehnt, da sich gegen die 

Schaffung staatlicher Mädchenmittelschulen als einer ganz neuen Kategorie staatlicher 

Anstalten vom finanziellen Gesichtspunkte schwerwiegende Bedenken ergeben. Aber auch 

die Gewährung von Teuerungszulagen an die Lehrkräfte in dem oben bezifferten Ausmaße 

habe das Staatsamt der Finanzen abgelehnt und zwar aus prinzipiellen Gründen, da diese 

Maßnahme eine direkte Entlohnung nichtstaatlicher Angestellter herbeiführen würde und sich 

hieraus Exemplifikationen hinsichtlich anderer derartiger Angestellter, insbesondere der 

Lehrkräfte an den nicht staatlichen kaufmännischen Unterrichtsanstalten ableiten ließen. Das 

Staatsamt der Finanzen habe nur dagegen im Prinzipe keine Einwendung zu erheben erklärt, 

dass die schon pro 1919/20 eingeleitete Gewährung von außerordentlichen Subventionen an 

die Erhalter der Mädchenmittelschulen behufs Bewilligung von Aushilfen für die 

Lehrerschaft allenfalls im erweiterten Umfange auch für das Schuljahr 1920/21 ausgedehnt 

werde. 

Vom Standpunkte der Unterrichtsverwaltung könne es nur beklagt werden, dass sich die 
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Finanzverwaltung unter Hinweis auf die Mehrbelastung des Staatsschatzes genötigt sehe, 

gegen die beabsichtigte Verstaatlichung von fünf Mädchenmittelschulen und gegen die 

Gewährung dauernder staatlicher Aushilfen an die Lehrkräfte dieser Privatschulen Stellung zu 

nehmen. Von der Unterrichtsverwaltung können diese Maßnahmen jedoch unmöglich fallen 

gelassen werden, zumal sich der durchgreifenden Ausgestaltung des Mädchenbildungswesens 

und auch der dringend notwendigen materiellen Förderung der Lehrkräfte an den 

Mädchenmittelschulen die Öffentlichkeit zugewendet habe. Die der Finanzverwaltung 

bedenklich erscheinende Form, dass den privaten Lehrkräften die Teuerungs- und gleitenden 

Zulagen der Staatslehrpersonen gewährt werden, ließe sich dadurch vermeiden, dass den 

Lehrkräften zu ihren von den Schulerhaltern gewährten Bezügen bis auf weiteres eine 

staatliche Aushilfe gewährt werde und zwar jenen Lehrkräften, welche weniger als 6 Jahre in 

Verwendung stehen, von 3.000 K jährlich und den mehr als 6 Jahre in Verwendung stehenden 

eine solche von 6.000 K jährlich. Hiedurch würde sich das Erfordernis, welches früher auf 

1,200.000 K veranschlagt wurde, auf etwa 800.000 K herabmindern. Die Gewährung solcher 

Beihilfen würde überdies an die ausdrückliche Bedingung geknüpft werden, dass die von den 

Schulerhaltern gezahlten Bezüge aus diesem Anlasse keine Verminderung erfahren dürfen, 

dass vielmehr von den Schulerhaltern getrachtet werde, durch sonstige Beschaffung eigener 

Einnahmen die Besoldung ihrer Lehrkräfte jener der staatlichen Mittelschullehrer so weit als 

tunlich anzunähern. 

Bei dieser Sachlage stelle Redner dem Antrag, 

1. die Unterrichtsverwaltung zu ermächtigen (abgesehen von der Errichtung 20 staatlicher 

Lehrstellen), vorläufig wegen Errichtung oder Verstaatlichung von 5 Mädchenmittelschulen, 

und zwar soweit als tunlich in Wien und den Landeshauptstädten die Verhandlungen 

einzuleiten und das Erfordernis hiefür im Staatsvoranschlage pro 1920/21 vorzusorgen; 

2. die Unterrichtsverwaltung zu ermächtigen, allen vollbeschäftigten Lehrkräften der 

privaten Mädchenmittelschulen bis auf weiteres jährliche Beihilfen aus Staatsmitteln zu 

gewähren, und zwar jenen die weniger als 6 Verwendungsjahre aufweisen, von 3.000 K 

jährlich, und jenen mit mehr als 6 Verwendungsjahren von 6.000 K jährlich, ferner den nicht 

vollbeschäftigten Lehrkräften den verhältnismäßigen Anteil dieser Beträge, dies unter der 

ausdrücklichen Bedingung, dass die von den Schulerhaltern bisher gezahlten Bezüge aus 

diesem Anlasse keine Verminderung erfahren dürfen, vielmehr die Erhöhung auf die 

staatlichen Mittelschullehrerbezüge nach Tunlichkeit angestrebt werde. 

Zur Deckung dieser Beihilfen werde die Präliminierung eines Pauschalkredites von 

800.000 K beantragt. 
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Staatssekretär Dr. R e i s c h  erklärt, dass es die staatsfinanzielle Lage als ausgeschlossen 

erscheinen lasse, im gegenwärtigen Zeitpunkte einen neuen Verwaltungszweig zu 

übernehmen. Das Äußerste, was die Finanzverwaltung zur Förderung des 

Mädchenbildungswesens tun könne, sei die Gewährung von staatlichen Beihilfen an die 

Lehrkräfte im beantragten Ausmaße. Doch dürften hiedurch die Gesamtbezüge dieser 

Lehrkräfte jene der staatlichen Mittelschullehrer nicht übersteigen. 

Nachdem noch die Staatssekretäre Dr. M a y r  und S t ö c k l e r  in nachdrücklicher Weise 

den gleichen Standpunkt vertreten hatten, einigt sich der Kabinettsrat über Vorschlag des 

Vorsitzenden dahin, dass die Angelegenheit vorerst im Koalitionskomitee zur Sprache zu 

bringen sein wird. 

 

13. 

Zweite Gerichtsentlastungsnovelle. 

Staatssekretär Dr. R a m e k  erbittet und erhält vom Kabinettsrat die Ermächtigung, den 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend Änderungen des Verfahrens in bürgerlichen 

Rechtsangelegenheiten (2. Gerichtsentlastungsnovelle), in der Nationalversammlung 

einbringen zu dürfen. 

 

14. 

Strafprozessnovelle vom Jahre 1920. 

Staatssekretär Dr. R a m e k  unterbreitet dem Kabinettsrat den Entwurf eines Gesetzes, 

womit die Strafprozessordnung vom 23. Mai 1873, R.G.Bl. Nr. 119, das Einführungsgesetz 

dazu und das Gesetz über die Bildung der Geschwornenlisten vom 23. Mai 1873, R.G.Bl. Nr. 

121, in der Fassung vom 23. Jänner 1919, St.G.Bl. Nr. 37, abgeändert werden 

(Strafprozessnovelle vom Jahre 1920). 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen unter anderen die Erkenntnissenate durch 

Schöffengerichte, bestehend aus zwei Berufsrichtern und zwei Schöffen, ersetzt und damit das 

Prinzip der Beteiligung von Laien am Strafverfahren auf einem neuen Gebiete und in einer 

neuen Form zur Geltung gebracht werden. Gleichzeitig soll die Zuständigkeit der 

Schwurgerichte zugunsten der neu einzuführenden Schöffengerichte beschränkt und dadurch 

dem Übelstande gesteuert werden, dass täglich eine so große Zahl von Personen durch die 

Ausübung des Geschworenenamtes ihrer regelmäßigen Tätigkeit entzogen wird. 

Die durch die Einführung von Schöffengerichten notwendig werdende Änderung des 

Gesetzes über die Bildung der Geschwornenlisten biete zugleich einen willkommenen Anlass, 
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die durch die herrschenden wirtschaftlichen Verhältnisse längst überholten Bestimmungen 

über die Entschädigung der Laienrichter und Vertrauensmänner für Reisekosten und 

Verdienstentgang zu ändern. Der Entwurf schlage vor, das bisher mit 10 K bemessene 

Taggeld auf den fünffachen Betrag zu erhöhen, sofern dieser Betrag die tatsächlich erlittene 

Einbuße nicht übersteigt, und den Geschwornen und Schöffen überdies denselben Anspruch 

auf Reise- und Aufenthaltskosten zuzuerkennen, der nach der Strafprozessnovelle vom Jahre 

1918 den Zeugen zusteht. 

Redner erbittet sich die Ermächtigung des Kabinettsrates zur Einbringung dieser 

Gesetzesvorlage in der Nationalversammlung. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erhebt gegen die Erhöhung des Taggeldes der Geschworenen 

zwar keine Einwendung, glaubt jedoch, dass eine Differenzierung im Ausmaße der 

Entschädigung nach Gerichtsorten Platz greifen sollte. Gleichzeitig spricht er den Wunsch 

aus, dass die Erhöhung des Taggeldes in ein Junktim mit dem Abbau der 

Schwurgerichtsbarkeit gebracht werde. 

Nachdem noch Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r  auf die dringende Notwendigkeit der 

Erhöhung des Taggeldes hingewiesen hatte, da die Belassung der gegenwärtigen niedrigen 

Ansätze einer faktischen Ausschließung der Arbeiter von der Ausübung des 

Geschwornenamtes gleichkäme, erteilt der Kabinettsrat dem Staatssekretär für Justiz die 

erbetene Ermächtigung. 

 

15. 

Gesetzesentwurf und Vollzugsanweisung über die Schaffung einer Staatskommission für 

Rennangelegenheiten und einschlägige Zuchtfragen. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  erbittet unter eingehender Begründung vom Kabinettsrate die 

Ermächtigung, den Entwurf eines Gesetzes über die Schaffung einer Staatskommission für 

Rennangelegenheiten und einschlägige Zuchtfragen in der Nationalversammlung einbringen 

und im Falle der Gesetzwerdung die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung und 

den Wirkungskreis der Kommission durch Vollzugsanweisung treffen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

16. 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, betreffend die Errichtung einer Brückenmaut an 

der Salzachbrücke in Salzburg. 

Staatssekretär E l d e r s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dass 
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von der Erhebung einer Vorstellung gegen den vom Salzburger Landtag in der Sitzung am 11. 

Februar d.J. beschlossenen Gesetzentwurf, betreffend die Errichtung einer Brückenmaut an 

der von der Stadtgemeinde Salzburg zur Verbindung der Bezirke Lehen und Elisabethvorstadt 

erbauten Salzachbrücke in Salzburg abgesehen und der sofortigen Kundmachung des 

Gesetzes zugestimmt werde. 

 

17. 

Ausnahmsweise Belassung eines Haller Erziehungsstipendiums über das Normalalter hinaus. 

Staatssekretär E l d e r s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, der 

Forstadjunktenswaise Amalie S c h m u c k  das mit kaiserlicher Entschließung vom 13. Juli 

1913 verliehene Haller-Erziehungsstipendium der Tiroler Abteilung jährlicher 200 K 

ausnahmsweise auf weitere zwei Jahre vom Tage der Erreichung des Normalalters 

angefangen belassen zu dürfen. 

Bei diesem Anlasse ermächtigt der Kabinettsrat über Antrag des sprechenden 

Staatssekretärs das Staatsamt für Inneres und Unterricht, künftighin die Verleihung von 

Plätzen in der Haller Stiftung, die Erteilung von Dispensen von Bewerbungserfordernissen, 

die Bewilligung zur Weiterbelassung von Haller-Erziehungsstipendien in besonders 

berücksichtigungswürdigen Fällen, die Änderung der Satzungen sowie Transaktionen in dem 

Vermögen dieser Stiftung selbst vorzunehmen. 
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[KRP 153, 2. März 1920, Stenogramm Gross] 
 
 
153. Sitzung, 2. März. 
 
1. 
Renner: Antrag, die Staatsregierung wolle dem Gesetzesbeschluß [betreffend] das 

Dienstverhältnis der Hochschulassistenten [beitreten]. 
 
 
2. 
[Renner]: Sanierung der Rettungsgesellschaft. 

[Ich habe] die Bitte an die beteiligten Ressorts, die Angelegenheit der 
Rettungsgesellschaft, welche noch immer nicht gelöst [ist], zu beenden. 

Tandler: Ich kenne die Geldgebarung der Rettungsgesellschaft durch einen Prozeß, in dem 
ich Richter war, sehr genau. Ich habe auch die Art der Aufbringung der Geldmittel der 
Rettungsgesellschaft nicht für richtig gehalten. Die Sanierung muß auf [einer] 
anderen Basis geschehen und [ich] habe auch schon mit mehreren Funktionären 
gesprochen. Notwendig ist, daß jener Teil des Vorstands, welcher diese Gesellschaft 
niemals wird sanieren können, von dort entfernt werden muß. Ich werde über die 
positiven Verhältnisse berichten. Augenblicklich ist nichts zu machen. Eine einfache 
Subvention halte ich nicht für richtig. Solange nicht der Staat und die Stadt Einfluß auf 
die Art der Geldmittelgebarung haben, läßt sich das nicht verantworten. 

Renner: Unter Führung Tandlers [haben es] Eldersch, Hanusch und Reisch übernommen in 
der Sitzung vom 23. November '19, diese Angelegenheit zu Ende führen. Bis heute ist 
nichts geschehen. Wenn also der Vorstand nicht geeignet ist zur Geschäftsführung, 
müßte man eine gemeinsame Vorstellung der Staatsämter und der Gemeinde Wien 
bewirken, welche den Herren den Rücktritt und die Änderung der Geldgebarung 
nahelegt, damit eine Subventionierung ermöglicht wird. 

 
 
3. 
Renner: [Um] 9 Uhr kommt der Präsident, [wir] werden die Verhandlungen [dann] 

abbrechen zur Behandlung der Beamtengangelegenheiten. Es ist geplant, daß der 
Hauptausschuß eine Vernehmung der in der paritätischen Kommission 
zusammengefaßten Organisationen [einerseits] und der öffentlichen Haushaltung 
andererseits vornimmt. Diese Vernehmung muß organisiert werden. 

 
 
Renner: Der Verband der Rechnungsbeamten hat wiederholt uns beschäftigt. In einer der 

Kabinettssitzungen von Anfang Jänner ist die Angelegenheit vorgetragen worden und 
mitgeteilt worden, daß sich das Staatsamt für Finanzen ein Kompromiß ausgedacht 
hat. Weil aber damals die Forderungen unter Streikdrohung gestellt waren, wurden 
die Verhandlungen abgebrochen. Die Rechnungsbeamten haben nicht gestreikt. Der 
Vorsitzende der Organisation hat gebeten, die Verhandlungen wieder fortzusetzen. 

[Ich] bitte das Staatsamt für Finanzen, den seinerzeit vereinbarten 
Kompromißantrag im nächsten Kabinettsrat wieder vorzutragen. 

 
 
Renner: Die Angelegenheit des Messegebäudes. 

Das Staatsamt für Handel in - urgierte die Zuweisung des Hofstallgebäudes an die 
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kaufmännische Wiener Messe und ich habe damals gesagt, ich werde den Sachverhalt 
erheben. Die Polizeidirektion würde diese Räume aufgeben gegen die 
Schwarzenbergkaserne. Diese kann [aber] in absehbarer Zeit nicht frei werden, so 
daß das ein Hindernis ist. 

Im Augenblick beansprucht die Polizeidirektion nur ein [...] für die Pferde. Es 
bliebe nur die Ausscheidung der hofärarischen Verwaltung aus dem Gebäude. Wenn 
das [...], könnte man heute [einen] Beschluß fassen. 

Deutsch: Die Schwarzenbergkaserne ist von den fremden Missionen besetzt und die 
Polizeidirektion hat erklärt, daß die Polizei die Kaserne bekommt, wenn sie frei wird. 
Sie wollten sie nicht jetzt haben, sondern nur die Sicherheit für später. 

Renner: Die Polizeidirektion könnte sich auf ein [...] beschränken. 
Eldersch: Man kann nicht damit rechnen, da die Schwarzenbergkaserne bald frei wird. Es 

wird Jahre dauern und die Polizei muß für ihre Pferde ein Unterkommen finden. Der 
jetzige Zustand ist nicht möglich. Die Polizei ist in der dritten Ubikation, wird überall 
verdrängt, aber niemals endgültig untergebracht. Sie will nicht früher herausgehen, 
bevor sie keine endgültige Ubikation hat. 

Renner: Die Messefrage muß gelöst werden, wenn sie nicht überhaupt aufgegeben werden 
soll. Voran ist das Staatsamt für Handel selbst der führende Mann in der 
Gebäudekonferenz. Er muß sie selbst erledigen. Ich bitte das Staatsamt für Handel, 
zur Selbsthilfe zu greifen durch Einberufung der Kabinettskonferenz und die Frage 
dort zur Entscheidung bringen. 

 
 
3. 4. 
Renner: 2. a) 

Ich habe das tatsächlich schon getan und den Bericht vertraulich an den Obersten 
Gerichtshof geschickt und gesagt, es wird der Kabinettsrat nicht beschließen bevor 
nicht [eine] Äußerung des Obersten Gerichtshofes vorliegt. Dieser hat erklärt, er fühle 
sich zu [einer] Äußerung nicht berufen, da [eine] Stellungnahme anderer Behörden zu 
seiner Haltung eine Einflußnahme auf die Rechtssprechung wäre. 

Der Kabinettsrat ist eigentlich verpflichtet, den Bericht der Kommission an die 
Nationalversammlung zu leiten. Wenn das geschieht, so wird das eine sehr auffällige 
Sache sein, welche die öffentliche Meinung in hohem Grad erregen wird. Hintanhalten 
können wir den Bericht nicht. Ich wollte mir helfen dadurch, daß ich die 
Gegenäußerung des Obersten Gerichtshofes gleichzeitig an die Nationalversammlung 
gelangen lassen wollte. Das ist jetzt unmöglich geworden. 

Wir haben beschlossen, den früheren Bericht, der das Ergebnis der Untersuchung 
über den Waffenstillstand behandelt - noch nicht an die Nationalversammlung 
geschickt. Die Akten sollten dazu publiziert werden. Das ist geschehen und die Akten 
sind in der Staatskanzlei. Sie sind [aber] so umfangreich, daß sie kaum gedruckt 
werden können. Im Original können sie nicht hinausgehen, weil die Akten verloren 
gingen. 

Ich weiß mir in beiden Angelegenheiten nicht recht zu helfen und möchte, daß der 
Kabinettsrat - [Sie] Ihre Meinung dazu äußern. 

Deutsch: Bezüglich des früheren Berichtes: Alle zehn Berichte haben wir der 
Nationalversammlung vorgelegt, unzensuriert. Wir können das auch nicht tun, da die 
Kommission von der Nationalversammlung eingesetzt wurde. Nur beim 
Waffenstillstand wurde es nicht für opportun gehalten, das Urteil zu veröffentlichen 
ohne die Akten. Sonst haben wir alle Berichte ohne weiteres passieren lassen. 

Wir müssen auf dem Standpunkt stehen, wir können die Kommission nicht 
zensurieren. Wir müssen auch die [beiden] Berichte passieren lassen. Inhaltlich bin 
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ich mit beiden Berichten nicht einverstanden, aber man kann nichts dagegen tun. Wir 
sollte beide Berichte der Nationalversammlung vorlegen. Die Gegenbemerkung des 
Obersten Gerichtshofes wäre noch peinlich[er] gewesen. 

In der Waffenstillstandsabmachung bin ich der Meinung, man sollte die Akten 
drucken lassen. Die Öffentlich[keit] kann früher nicht zur Ruhe kommen. Man soll 
wenigstens die Einvernahmen der Generäle vor dem Gerichtshof und das Urteil des 
Gerichtshofes veröffentlichen. Gegenüber der ungeheuren Bedeutung spielen die 
Kosten keine Rolle. Die ganzen Alpenländer werden schreien, daß die Regierung 
mitschuldig ist. 

Wir sollen diese beiden Dinge der Nationalversammlung übersenden und die 
Waffenstillstandsaffäre einschließlich der Einvernahmsprotokolle veröffentlichen. 

Renner: Das wäre möglich. Wenn man das Material, das vorgelegt wurde, einschränkt, etwa 
nur das Einvernahmsprotokoll veröffentlicht, wäre es buchtechnisch möglich. Das 
würde auch in absehbarer Zeit fertig werden. 

Ramek: Was die Veröffentlichung des Materials anlangt, möchte ich darauf hinweisen, daß 
eine Veröffentlichung bevor die [...] in Aussicht genommen Strafsachen durchgeführt 
sind, strafprozessual unziemlich ist, weil [ein Eingriff] in den Gang der Strafsache 
zugunsten des Beschuldigten Platz greifen könnte. Von dieser Sache ist es odiös. Es 
sind 20 Fälle beim Untersuchungs-. 

Ich weiß nur von Löffler, er würde auch gern alle anderen Akten veröffentlichen 
oder die Einvernahmen öffentlich durchführen lassen. Das halte ich für bedenklich. 
Aber beim Bericht über den Waffenstillstand liegt kein Bedenken vor. 

Mich interessiert nur der 9. Bericht, weil er sich mit einem Urteil des Obersten 
Gerichtshofes beschäftigt. Ich kann als Justizstaatssekretär, der auf - [für] die 
Rechtssprechung und die Unabhängigkeit der Rechtssprechung sorgen soll - daß ich 
es zulassen kann, daß der Bericht in dieser Form der Nationalversammlung vorgelegt 
wird. Die Kommission geht in ihren Angriffen gegen den Gerichtshof und das Urteil 
weit über das Ziel. Es wird dem Obersten Gerichtshof ein Verhalten vorgeworfen, das 
nicht mit dem Rechtsgefühl der Allgemeinheit übereinstimmt, welches auch den 
Erwartungen der Öffentlichkeit nicht entspreche und anderes. 

Das Urteil ist formaltechnisch keine Meisterleistung. Es kommen Aktenwidrigkeiten 
darin vor und es ist besonders juristisch ein Satz zu verwerfen, rechtlich ganz 
unhaltbar. Aber abgesehen davon ist es meine Überzeugung, daß das Urteil materiell-
rechtlich vollkommen begründet ist, daß der Oberste Gerichtshof, wenn auch die 
Begründung und Aufbau des Urteils nicht erstklassig ist, er doch das richtige Recht 
gefunden hat. Es liegt ein Grenzfall vor, wo die Juristen über Schuld oder Unschuld 
streiten können. Ich halte den Mann für unschuldig. Ihn deswegen so scharf 
anzugreifen, wie es der Bericht tut, geht doch nicht an und alles was der Bericht 
P.[okorny] und dem Obersten Gerichtshof zur Last legt, diese Einseitigkeit würde den 
Berichterstatter selbst treffen. 

Es wurde vorgeschlagen, eine Gegenäußerung einzuholen. Das ist unmöglich. Das 
Gericht ist niemandem verantwortlich, auch nicht der Regierung. Die Regierung kann 
sich in die Rechtsprechung nicht einmischen. Das Gericht hat [sich] vor niemandem 
zu rechtfertigen. Nur wenn die Behauptung nachgewiesen werden könnte, daß die 
Mitglieder des Gerichtshofes ihre beschworene Pflicht verletzt haben, sich des 
Amtsmißbrauches schuldig gemacht haben, eine strafbare Handlung begangen haben, 
dann müssen sie sich vor dem Gericht verantworten. Aber das kann selbst der 
Verfasser des Berichtes selbst nicht behaupten. Es wäre möglich, wenn das Kabinett 
Wert darauf legt, eine Äußerung über das Urteil selbst zu hören, die 
Generalstaatsanwaltschaft darüber zu befragen. 

Die Kommission legt uns einen Bericht vor und wir haben ihn weiterzuleiten. Die 
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Kommission hat zu berichten und ich glaube mit dem Bericht wäre mit - [wenn eine] 
objektive Sachverhaltsdarstellung ohne persönliche Färbung und Werturteile des 
Verfassers abgegeben worden wäre, daß [das Urteil] in vielen Belangen aktenwidrig 
und schief ist, und dann einfach das Urteil mitteilen - das wäre ein Bericht. Aber hier 
liegt eine Kritik des Urteils vor. 

//[Am Rand]: Der Bericht wäre mit [einer] objekt[iven] Sachverhaltsdarstellung 
ohne Werturteile zu erstellen gewesen, es ist kein Bericht, sondern eine Kritik.// 

Ich kann nicht zustimmen, daß dieser Bericht vorgelegt wird, weil er dem Obersten 
Gerichtshof Unrecht tut. Für die Sentenz des Obersten Gerichtshofes lassen sich 
einwandfreie Gründe finden. Aber wir können unmöglich zulassen, daß der Bericht an 
die Nationalversammlung kommt. Wenn die Regierung den Bericht weiterleitet und 
niemand im Interesse des Obersten Gerichtshofes vor der Nationalversammlung 
auftritt, so deklariert die Regierung tatsächlich, daß die Vorwürfe gerechtfertigt sind 
und ein unrichtiges Urteil vorliege. 

//[Am Rand]: Ramek kann daher zur Veröffentlichung des Berichtes nicht die 
Zustimmung geben, weil mit der Weiterleitung der Kabinettsrat sich mit dem Bericht 
identifiziert und das Justizressort den Anschein hervorrufen müßte, daß es den 
Vorwurf des Rechtsbruches und der Pflichtvergessenheit gegen den Obersten 
Gerichtshof decken würde.// 

Renner: Ich habe einen anfechtbaren Tatbestand gesetzt, indem ich dem Obersten Gerichtshof 
Einsicht in den Bericht gewährt habe, um ihm die Möglichkeit zu einer 
Gegenäußerung zu bieten. Dieser Ausweg ist inkonstitutionell und vom Gericht selbst 
abgelehnt worden. Es ist ein mißlungener Versuch mit falschen Mitteln. 

Wir haben zwei Berichte vorliegen, die wir nach dem Gesetz der 
Nationalversammlung vorlegen müssen. Den einen Bericht haben wir ungebührlich 
lange zurückgehalten, indem wir ergänzendes Material forderten. Dieses werden wir 
nachtragen und es fragt sich, soll man das ergänzende Material zum 8. Bericht in der 
Form vorlegen, daß man die Einvernahmsprotokolle der Beschuldigten und Zeugen 
druckt und anschließt? 

Dann ist unsere Aufgabe [zu entscheiden], sollen wir jetzt oder später die Berichte 
einzeln oder gesondert weitergeben oder nicht? Haben wir ein Recht, sie 
zurück[zu]halten? 

Tandler: Es geht nicht an, nur die Einvernahmsprotokolle ohne Aktenmaterial zu 
veröffentlichen. Die mindeste Zahl dieser Einvernehmungen hat sich auf 
Aufzeichnungen gestützt, es war eine Fragenbeantwortung ohne Material. Das 
wirklich Verläßliche ist nur das Material, welches die Befehle enthält. Es ist darin viel 
Wust enthalten, welcher ohne Bedeutung ist. Wenn der ganze Komplex für die 
Veröffentlichung zu groß ist, würde ich vorschlagen, nicht nur die protokollarischen 
Einvernahmen zu veröffentlichen, sondern auch eine Auswahl aus dem Aktenmaterial. 
Es läßt sich leicht feststellen, welches von besonderer Wichtigkeit ist und es würde 
dann das Volk sehen, aufgrund welcher Aktenstücke die Kommission zu den Schlüssen 
gekommen ist. Die Einvernahmen würden vollständig einseitig sein und das ginge 
nicht. 

//[Am Rand]: Der Waffenstillstandsbericht müßte nicht nur mit den 
Einvernahmsprotokollen, sondern auch mit Akten belegt werden, weil diese das 
eigentliche Tatsachenmaterial enthalten; dabei könnte eine Auslese nur der 
belangreichen Aktenstücke Platz greifen.// 

Eisler: Ich frage mich, mit welchem Recht der Kabinettsrat [eine] Wertung [durch]führt, ob 
ein Bericht, welcher nach dem Gesetz an die Nationalversammlung zu erstatten ist, 
vorgelegt werden soll. Die Kommission hat nicht das Recht des direkten Verkehrs, 
sondern leitet die Berichte durch die Regierung an das Parlament. Die Regierung hat 
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nicht zu zensurieren, sondern jedes Mitglied der Nationalversammlung hat das Recht, 
genausoviel zu erfahren wie wir. Die Nationalversammlung hat zu beschließen, was 
damit zu geschehen hat. Sie kann auch beschließen, sie nicht zu veröffentlichen. Aber 
es geht nicht an, daß die Regierung die Vorlage der Berichte verzögert. 

//[Am Rand]: Die Regierung ist nach dem Gesetz verpflichtet, die Berichte der 
Kommission, so wie sie einlaufen, unzensuriert der Nationalversammlung vorzulegen, 
erst diese hat zu beschließen, was damit geschehen soll und ob im einzelnen Fall die 
Veröffentlichung unterbleiben soll.// 

Eine andere Frage ist die von legislativen Maßnahmen, welche sich aus diesen 
Schwierigkeiten ergeben. Die Kommission ist legislativ unglücklich konstruiert und 
gerät dadurch immer mit einem unabhängigen Gericht in Gegensatz. Das ist etwas, 
was beim Punkt b) noch zu einer Verfügung des Kabinetts Anlaß geben kann und ich 
stelle den Antrag, es möge in einer Kabinettskonferenz aus Kanzler, Justiz und Heer 
ein Weg gesucht werden, um für diese Kommission zur Regelung die richtige Form zu 
finden. 

Ich glaube nicht, daß es zulässig ist, die Vorlage des Berichtes des 
Waffenstillstandes zu verschieben, weil man sich über die Veröffentlichung [noch] 
nicht entschieden hat. Die Frage der Veröffentlichung muß das Parlament 
entscheiden. Ebenso möge die Nationalversammlung beschließen, was im Fall 
P.[okorny] zu geschehen hat. Ich weiß nicht, wofür die Kommission zu berichten hatte 
- [hätte], hatte - [hätte] sie [nicht] kritisch zu berichten. Ich möchte verlangen, es ist 
weder [etwas] zu beschließen - sondern daß die Berichte den Weg gehen, welchen sie 
nach dem Gesetz zu gehen haben. Die Kommission hat ein Recht, daß ihr Berichte 
[dorthin gelangen], wohin sie bestimmt sind. Macht sie schlechte Berichte, muß -. 

//[Am Rand]: Macht die Kommission schlechte Berichte, so hat sie das, nicht die 
Regierung, dem Parlament gegenüber zu verantworten.// 

Eldersch: Ich verwahre mich dagegen, daß im Kabinett ein Beschluß gefaßt wird, ob wir und 
in welcher Form wir die Berichte der Kommission weiterleiten. Wir haben Kenntnis zu 
nehmen von dem Inhalt, aber wir können uns nicht in den Weg stellen, eine 
Verständigung zwischen der Kommission und der Nationalversammlung zu 
verhindern. 

Ich möchte auch um Beschleunigung bitten. Ich erinnere an Zuschrift des Professor 
Löffler, wo darauf verwiesen wird, daß die Regierung die Schuld an der Verzögerung 
trägt. Wenn die Berichte nicht zutreffen oder der Oberste Gerichtshof angegriffen 
wird, so hat das die Kommission zu verantworten. 

Es soll nicht die Auffassung entstehen, als ob die Kritik eines Urteils [eine] 
Einmengung in die Rechtssprechung ist. Das gibt es nicht. Vorher darf man nicht 
kritisieren, aber nachher kann jeder seine Meinung zu einem Urteil sagen. 

Ramek: Es heißt im Gesetz, daß die Kommission dem Staatsrat, jetzt der Regierung, 'über das 
Ergebnis ihrer Tätigkeit ... zu berichten hat' und die Berichte sind an die 
Nationalversammlung weiterzuleiten. Aber der Bericht muß doch objektiv gehalten 
sein. Ich halte die Kritik für zu weitgehend, sie tut dem Obersten Gerichtshof Unrecht 
und wer soll vor der Nationalversammlung den Obersten Gerichtshof verteidigen? 
Von einem Abgeordneten kann man das nicht verlangen. Es ist unmöglich, daß sobald 
der Bericht in der Nationalversammlung ist, ein Mitglied der Regierung dazu Stellung 
nimmt. 

Der Bericht ist verfehlt, er geht über die Grenzen einer sachlichen 
Berichterstattung hinaus, weil er dem Obersten Gerichtshof direkt 
Pflichtvergessenheit vorwirft. Ich stehe nicht auf dem Standpunkt, daß ein Urteil nicht 
kritisiert werden darf. Das Urteil ist schlecht, formalistisch und hat einen schweren 
rechtlichen Mangel in einer Hinsicht. Es ist auch die Anklage schlecht aufgestellt, 
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aber nach meiner Überzeugung läßt sich dieser Freispruch rechtlich begründen. Der 
Oberste Gerichtshof hat nach seinem Rechtsgefühl richtig entschieden und wie soll 
man diese Anschauung vor dem - [der] Nationalversammlung vertreten? Der Oberste 
Gerichtshof kann sich gegen diese Vorwürfe nicht verteidigen. Wenn der Bericht an 
die Nationalversammlung geht, dann decke ich ihn mit meiner Verantwortung. 

Die Kommission hat nur sachgemäß zu berichten, sie kann nicht kritisieren. Sie 
kann ihr Urteil in jenen Belangen gelten machen, wo sie selbst zu entscheiden hat, so 
wie beim Waffenstillstand. Hier war kein gerichtliches Urteil, hier konnte die 
Kommission entscheiden, wen die Schuld trifft. Aber wenn der Oberste Gerichtshof 
entschieden hat, dann ist eine Kritik der Kommission unzulässig, besonders in einer 
Form, welche dem Obersten Gerichtshof Rechtsbruch und Pflichtwidrigkeit vorwirft. 

Der Artikel Löfflers im 'Morgen' vom 1. März. Ein Beschluß des Kabinetts hat 
Stellung genommen gegen die Veröffentlichung von Staatsfunktionären gegen die 
Regierung oder andere Staatsfunktionäre. Die Veröffentlichung Löfflers widerspricht 
diesem Grundsatz. 

//[Am Rand]: Der Artikel Löfflers im Morgen vom 1. 3. widerspricht dem Beschluß 
des Kabinettsrates, daß staatliche Funktionäre gegen die Regierung oder andere 
staatliche Funktionäre keine öffentliche Polemik führen dürfen.// 

Ich möchte nur auf den Passus hinweisen - es wird über den Bericht gesprochen, 
der den Waffenstillstand behandelt. Dort heißt es. 'Die Nationalversammlung hat noch 
nichts bekommen, die Berichte wurden nicht veröffentlicht, nur ein Salzburger 
Lokalblatt war in der Lage, den Bericht seinen Lesern mitzuteilen'. Das deutet darauf 
hin, daß ich eine Indiskretion begangen [hätte]. Es ist nicht im christlichsozialen 
entschieden - [erschienen, sondern] im sozialistischen. Von mir ist die Indiskretion 
nicht begangen worden. 

Renner: Wir haben im Kabinettsrat die Zurückstellung - [die Übermittlung] unvermutet 
zurückgestellt zur Einbringung gleichzeitig mit dem Material. Der Beschluß wurde 
protokolliert, aber der Akt war schon vorher unterschrieben und daher ist [am] 
nächsten Tag dieser Bericht an das Parlament gegangen bevor die Protokollführer 
[dies] verhindern konnten und ich habe den Akt selbst vom Präsidenten 
zurückverlangt. Der Akt war aber schon einem Ausschuß zugeteilt, dessen 
Berichterstatter Witternig [Witternigg] war und dieser hatte ihn als öffentliches 
Parlamentsamt in Bearbeitung genommen. Es ließ sich das nie zurückziehen bezüglich 
jener Presse, welche Witternigg sehr nahe stand. Er war schon nach Graz und 
Salzburg weitergegangen. Es ist das keine Indiskretion, denn der Bericht war schon 
der Nationalversammlung zugegangen. Nun stehen wir in der Lage -. 

Seitz: Von einer Indiskretion kann keine Rede sein, das Gegenteil ist richtig. Ich habe [davon] 
abgesehen, ihn vervielfältigen lassen, obwohl ich auch das hätte tun können. Ich habe 
ihn bloß dem Heeresausschuß zugewiesen, um mit der Drucklegung zu sparen. 

Ramek hat vorgelesen, was das Gesetz vorschreibt und ich bitte mir zu sagen, wie 
die Regierung es dem Hauspräsidium gegenüber verantworten kann, daß sie einen ihr 
zur Weiterleitung übergebenen Bericht einfach unterschlägt? Diese Weiterleitung 
geschieht mit einer bürokratischen Weitwendigkeit, die Staunen erregt. Das Parlament 
hat nichts dagegen, daß das Kabinett sich damit beschäftigt, aber man sollte sich 
beeilen, daß das Parlament vor der Öffentlichkeit nicht so darstellt - [da steht], als 
wenn es die Sachen verschleppt. Ob der Bericht sachlich [nicht] zutrifft und eine 
unzulässige Kritik enthält, ist egal. Das Gesetz sagt deutlich - und ich würde es mir 
nicht bieten lassen, daß dem Parlament ein Sache vorenthalten wird. 

//[Am Rand]: Die Regierung muß sich an das Gesetz halten und die 
Kommissionsberichte, so wie sie sind, an das Haus leiten.// 

Wenn die Regierung sich weigert, das durch[zu]führen, was das Gesetz 
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vorschreibt, dann müßte die Regierung zur Verantwortung gezogen werden oder das 
Gesetz geändert werden. Eigentlich hätte das Gesetz geändert werden müssen, was 
auch zweckmäßiger gewesen wäre, da der Staatsrat ein Ausschuß des Parlaments war. 
Wenn die Regierung glaubt, daß sie sich identifiziert mit dem Bericht, so kann sie eine 
Vorlage einbringen, daß die Berichte direkt dem Parlament vorzulegen sind. 

//[Am Rand]: Hat die Regierung Bedenken, müßte sie [eine] Änderung des Gesetzes 
bewirken. [Eine] Gesetzesänderung wäre zweckmäßig, da die Vermittlung des 
Staatsrates als Parlamentsausschuß gedacht [war] und in dieser Hinsicht die 
Regierung eigentlich nicht an seine Stelle getreten ist.// 

Mayr: Es steht nicht im Gesetz, daß der Bericht wortlos übergeben werden muß. Vielleicht 
könnte Ramek ermächtigt werden, Aufklärungen dazu zu geben oder man könnte der 
Kommission den Bericht zurückgeben zur Abänderung. 

//[Am Rand]: Der Bericht wäre mit [einem] Kommentar an die 
Nationalversammlung zu leiten oder der Bericht der Kommission zur Umarbeitung 
zurückzustellen.// 

Eldersch: Bei der parlamentarischen Behandlung des Berichts könnte Ramek den Obersten 
Gerichtshof verteidigen, soweit das seine Meinung ist, wie jeder andere Abgeordnete. 
Der Bericht ist nicht [ein] Bericht der Regierung. Aber wenn Ramek eine Bemerkung 
dazu macht, müßte der - jeder andere Staatssekretär eine Gegenbemerkung machen 
[können]. Aber wenn er glaubt, daß der Oberste Gerichtshof ungerecht angegriffen 
wird, so kann er das tun. 

//[Am Rand]: Ramek könnte bei der Verhandlung des Berichtes für den Obersten 
Gerichtshof Partei ergreifen, obwohl die Regierung für den Kommissionsbericht keine 
Verantwortung trägt.// 

Deutsch: Ramek dürfte im Namen der Regierung eine solche Erklärung nicht abgeben, sonst 
müßten wir Gegenerklärungen abgeben. Es ist unmöglich, daß wenn - [wir] als 
Zensoren der Kommission auftreten. Sie ist dem Parlament direkt verantwortlich, wir 
haben nichts zu tun, als den Bericht weiterzuleiten und wir machen uns nur [einer] 
Pflichtverletzung schuldig [wenn wir es nicht tun]. Auch die einzelnen Mitglieder der 
Regierung können nur als Abgeordnete ihre Bemerkungen machen. 

//[Am Rand]: Ramek dürfte nur als Abgeordneter, nicht als Staatssekretär 
sprechen, sonst wären Gegenerklärungen unvermeidlich.// 

Ramek: Folgender Ausweg: Nachdem der Staatsrat aufgehoben worden ist, tritt an seine 
Stelle im allgemeinen der Präsident, sonst die Regierung. Der Staatsrat war ein 
Ausschuß des Hauses und ich glaube, in dieser Hinsicht hat er eigentlich die Berichte 
zu übernehmen gehabt. Wenn es möglich ist, daß die Regierung erklärt, daß die 
Berichte sie nichts angehen, weil der Staatsrat als parlamentarischer Ausschuß 
gemeint war und der Bericht direkt an die Nationalversammlung zu richten war, 
[könnten sie vorgelegt werden]. 

Ich will nur [erreichen], die Belastung nach außen zu vermeiden, als wenn ich dazu 
geschwiegen hätte. Als Staatssekretär kann ich nicht im Haus auftreten, ich müßte vom 
Kabinett dazu den Auftrag bekommen. 

Renner: Wir können in eine meritorische Prüfung der Anträge nicht eingehen. Ich gebe zu, 
daß wir den Fehler zum ersten Mal gemacht haben als wir den ersten Bericht nicht 
weitergegeben haben. 

Tandler: Ich bin Mitglied der Kommission und kenne ihre Arbeit sehr genau. Ich möchte 
einiges sagen, was zur Entscheidung notwendig ist. 

Die Kommission ist so, wie sie besteht, unhaltbar. Sie genügt keiner Anforderung, 
sie kann das Volk nicht aufklären, weil der Apparat zu lange arbeitet. Sie ist zu wenig 
oder zu wenig - [viel] politisch, auf der anderen [Seite] zu viel und zu wenig juristisch. 
Sie wirkt wie ein geheimer Rat, sie ist von der Öffentlichkeit ausgeschlossen, sie ist 
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nur dazu da als Angriffspunkt der einzelnen Zeitungen. 
Die Kommission muß umgestaltet werden, wenn sie nicht aufgelöst wird. Sollte 

aber die Kommission umgestaltet werden, dann könnte auch die Art der 
Berichterstattung umgestaltet werden und damit käme man über die unangenehme 
Situation [hin]weg. Bei der Umgestaltung wäre ihr das Recht der unmittelbaren 
Berichterstattung zu geben und dann könnte, wenn das in wenigen Tagen geschieht - 
könnten die Berichte liegen bleiben und das Kabinett würde sich der Verantwortung 
entledigen. 

Deutsch: Das ist kein gangbarer Weg. Wir haben keine Gewähr, daß in acht Tagen eine 
Umgestaltung durchgeführt werden kann. Solange das nicht der Fall ist, müssen wir 
den Bericht weiterleiten - unbeschadet dieser Anträge müssen wir die Berichte 
weiterleiten. 

Glöckel: Ramek ist sofort gedient, wenn einfach die Zuschrift des Kanzlers veröffentlicht wird 
und es dort heißt, das Kabinett erfüllt die Pflicht der Weiterleitung ohne sich darüber 
ein Urteil gebildet zu haben. 

Renner: Zunächst genügt es für Ramek, wenn seine Auffassung und seine Bedenken zu 
Protokoll genommen werden und es außerdem ihm freigestellt wird, von seiner 
ablehnenden Haltung gegenüber diesem Bericht der Öffentlichkeit Mitteilung zu 
machen. Wenn das maßvoll geschieht, braucht das keine Komplikation hervorzurufen. 

//[Am Rand]: Rameks Bedenken und Einwendungen werden zu Protokoll 
genommen; er kann von seiner ablehnenden Haltung gegenüber dem Bericht der 
Öffentlichkeit in sachlicher Form Mitteilung machen.// 

Fink: Antrag: Der 8. Bericht über den Waffenstillstand ist sofort vorzulegen, der 9. und 10. 
nur bis zur nächsten Sitzung [zu] vertagen. Bis dahin werden wir uns schlüssig 
werden, ob man nach Tandler eine Änderung bei der Kommission machen [soll]. 

Renner: [Ich] schließe mich dem Antrag Fink an. Der 8. Bericht wird vorgelegt, die Akten 
sollen nicht veröffentlicht werden. Die Nationalversammlung soll entscheiden, ob sie 
requiriert werden sollen. [Dies] besonders da wir jetzt zur Auffassung kamen, daß wir 
den Bericht einfach weiterzuleiten haben und ihn nicht zu inscr.[ibieren] brauchen. 
Die Entscheidung über den 9. und 10. Bericht vertage ich auf acht Tage. 

 
 
4. 
Renner: Beamtenfrage. 

Bei den letzten Verhandlungen, die durch eine Kabinettskonferenz geführt worden 
sind, [hat man] eine Reihe von Bewilligungen gemacht, die durch [ein] 
Ermächtigungsgesetz festgelegt wurden. Außerdem ist mit den Beamten [darüber] 
gesprochen worden, daß der Hauptausschuß selbst eine Enquête, eine Vernehmung, 
vornehmen wird, bei der auf der einen Seite die Vertreter der öffentlichen Haushalte, 
auf der anderen Seite die Mitglieder der paritätischen Kommission erscheinen werden. 

Nun findet morgen vormittag eine Hauptausschußsitzung statt. Dort müßte die 
Sache besprochen werden und der Hauptausschuß bestimmt werden, zu beschließen, 
die Enquête abzuhalten. Im Haus müßte der Antrag gestellt werden, daß der 
Hauptausschuß aufgefordert und ermächtigt wird, die Vernehmung durchzuführen, 
dann müßte der Hauptausschuß die Organisationen laden und die Vernehmung 
durchführen. 

Diese Enquête ist sachlich nicht anders zu führen als so, daß das Kabinett sich im 
vorhinein im allgemeinen klar ist über das, was geschehen kann und es muß das 
Kabinett seinerseits wieder, besonders die Finanzverwaltung, die Mitglieder des 
Hauptausschusses instruieren, damit die Vernehmung wohl vorbereitet wird und nicht 
ausartet, sondern sich in bestimmten Fragen und Antworten konkretisiert. Ich habe 
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das Staatsamt für Finanzen gebeten, das Material vorzubereiten. 
Reisch: Positive finanzielle Vorschläge haben wir nicht, sondern nur den besten Willen, nicht 

zuviel zu bewilligen. Ich muß erklären, daß ich das größte Gewicht darauf legen muß, 
daß die Beamtenforderungen zurückgewiesen werden. Wir wollen versuchen, das dem 
Hauptausschuß zu ermöglichen. Wenn es mißlingt, dann stehen wir vor dem 
Zusammenbruch. Die Gehaltsforderungen beanspruchen das Doppelte dessen, was 
durch die neuen Steuervorlagen [her]eingebracht werden soll. Wenn kein Wandel 
geschafft wird, ist eine Finanzwirtschaft gänzlich unmöglich. Der Antrag auf die 
Enquête steht bereits im Motivenbericht zum Ermächtigungsgesetz. 

Wilfling: -. 
Renner: Zur Durchführung des Gesetzes ist nicht die Zeit, der Hauptausschuß muß 

einverstanden sein, daß im Haus selbst ein Resolutionsantrag eingebracht wird. Ich 
habe mit der größten Mühe die Organisationen bewegen [können], sich mit den 
Terminen Samstag, Sonntag und Montag für die Vernehmung einverstanden zu 
erklären. Wenn das geschehen soll, muß morgen oder übermorgen das Haus den 
Hauptausschuß zur Enquête auffordern. Der Hauptausschuß könnte auch selbst den 
Beschluß fassen. Wichtig ist auf jeden Fall, daß wir zur Klarheit kommen wie die 
Enquête geführt werden soll. 

Wilfling: Es werden zunächst die Forderungen der öffentlichen Angestellten besprochen. 
Mehraufwand bei [...] Nachweis 360 Millionen Kronen. 

//[Am Rand]: Ministerialrat Dr. Wilfling gibt bekannt die Forderungen, bespricht 
ihre finanziellen Rückwirkungen und kennzeichnet den Standpunkt der 
Finanzverwaltung.// 

Renner: Das Memorandum enthält die Forderungen von beiden Seiten. Es handelt sich 
darum, zu entscheiden, was die Finanzverwaltung etwa zugestehen könnte. Ich weiß 
nicht, ob es zweckmäßig ist, [es] im einzelnen zu erörtern. [Ich] würde es vorbehalten 
Reisch, [dies] gemeinsam mit Seitz zu besprechen nach dem Gang der Verhandlungen. 

Bei der Enquête werden [die Staatsekretäre für] Finanzen, Verkehr, 
Volksernährung und Inneres mit allen Fachleuten zugegen sein müssen; die anderen 
haben sich zur Teilnahme bereit zu halten. Anwesend werden sein Vertreter des 
Landes Niederösterreich und der Gemeinde Wien. Wieweit soll der Umkreis der 
Einladung gezogen werden? Sollen [auch] die anderen Länderverwaltungen und 
Vertreter der größeren Städte geladen werden? Es könnte nicht schaden, wenn 
wenigstens Oberösterreich und die Steiermark und Linz und Graz zugezogen würden. 
Dann sind in Aussicht genommen nur die in der paritätischen Lohnkommission 
anwesenden Vertreter der Organisationen. Es fragt sich, wie weit auch 
Provinzvertreter geladen werden sollen. 

Dann kann ja der Hauptausschuß, welcher die Steuerzahler darstellt, auch 
Abgeordnete vernehmen, besonders die Mitglieder des Finanzausschusses. 
Gegebenenfalls würde die Berufung des Obmannes und des Obmannstellvertreters des 
Finanzausschusses von Wert sein, um zu beurteilen, inwiefern der Staat die Belastung 
erträgt. 

Ich hätte noch gebeten, daß den Mitgliedern des Hauptausschusses eine Aufstellung 
gemacht würde der einzelnen Budgetposten, nach den jetzigen Beschlüssen des 
Budgetausschusses. 

Dann wäre noch die Frage der Öffentlichkeit. Wir haben ein Interesse, daß es 
berichtet wird. Die Staatskorrespondenz, die parlamentarische Korrespondenz werden 
Bericht erstatten und die Abgeordneten haben das Recht zuzuhören. Sonstige Zuhörer 
sollen nicht zugelassen werden. 

Außerdem wird man Vorsorge treffen müssen, daß keine Ansammlungen vor dem 
Parlament stattfinden. 
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Paul: Bezüglich der Einladungen bitte ich, daß als Vertreter der Eisenbahn- und der Post- 
und Telegrafen- und Telefonbediensteten Delegierte der betreffenden 
Personalvertretungen eingeladen werden, nicht Vertreter der Organisationen. In der 
paritätischen Lohnkommission haben sie bemerkt, daß auch einzelne Organisationen 
teilnehmen und sie würden das nicht dulden. Ich empfehle auch, über diesen Kreise 
nicht hinauszugehen, denn dadurch werden für die drei Viertel der Angestellten sechs 
Leute einzuberufen sein. Jeder Ausschuß wird zwei bis drei Vertreter entsenden, 
[durch] welche auch die gesetzmäßige Vertretung, welche von der 
Nationalversammlung verlangt ist, dargestellt wird. 

Reisch: Wenn wir mit den Angestellten verhandeln, so muß endlich eine Ordnung 
hineinkommen, mit wem verhandelt wird. Aus der Enquête werden die größten 
Unannehmlichkeiten erwachsen. Es werden gerade jene Beamten, welche bei der 
paritätischen Lohnkommission zu Wort gekommen sind, [geladen]. Alle anderen 
Länder und Städte haben dasselbe Recht, gehört zu werden wie Niederösterreich und 
Wien. Und die Landeshauptstädte werden auch herantreten und dieselben 
Forderungen erheben, welche in Wien gestellt werden, daß die Gemeinde freigiebig 
Gehalte bewilligen und den Mehraufwand vom Staat verlangen kann. 

Diese Unordnung müßte durch die Einbringung eines Gesetzes über die 
Angestelltenkammern ernstlich in Angriff genommen und geregelt werden. Diese Art 
der Verhandlung führt uns nur noch tiefer in den Sumpf. 

Renner: Für die Verkehrsangestellten hat eine geringe Zahl von Vertretern die gesetzliche 
Befugnis zu Verhandlungen. Das zwischenstaatsamtliche Komitee hat die Vorlage 
über die Beamtenvertretungen in Arbeit, verschleppt die Sache aber. 

Wilfling: Wir haben im August ein Kommunique in die Zeitungen gegeben und darauf 
hingewiesen, daß das nicht richtig ist. Die Vertreter der Organisationen woll[t]en mit 
uns verhandeln und es scheiterte daran, daß sie mit der Aufstellung der Grund[...] zur 
Vornahme der Wahlen - sie wollten diese Arbeit nicht selbst machen, sondern der 
Regierung überlassen. Das ist [aber] hauptsächlich [eine] Sache der Angestellten. 
Würde es von der Regierung gemacht werden, würde es sofort als unzureichend 
empfunden werden. 

Die Eisenbahner arbeiten eine Wertskala der Angestellten aus und werden auch da 
nicht einig, daher kommt auch die Besoldungsreform nicht zustande. 

Bei den Wahlen für die Angestelltenkammer ist es nicht gleichgültig, wie die 
Gruppen behandelt werden. Daran ist es gescheitert. Die Organisationen wurden zu 
Vorschlägen eingeladen, sie haben sich aber nicht gerührt. Wir sind also nicht - im 
Verzug, weil die Organisationen nicht mittun wollten. Es wurde nach den 
Arbeiterkammern nicht mehr weiter gefragt. Das Lohnkomitee arbeitet zu ihrer 
Zufriedenheit, daher haben sie kein Interesse an den Kammern. 

Renner: Wir müssen uns über den Kreis klar werden. Ich wäre dafür, [daß man] außer der 
Stadt Wien und dem Land Niederösterreich die Länder lädt und dann die größten 
Kommunen, Linz und Graz und Innsbruck. 

Der Zweck der Übung ist, das Staatsamt für Finanzen hat die Aufgabe, in - wirklich 
geschickt darzutun, daß diese Forderungen unerfüllbar sind. Und zwar in der Weise, 
daß das Amt für - [nicht] bloß vor den Leuten besteht, sondern vor der öffentlichen 
Meinung und das Gewissen der Beamten, welche nicht direkt in den Organisationen 
mitarbeiten, das Gewissen geschaffen wird und sie einer unsinnigen Streikparole keine 
Folge leisten. 

//[Am Rand]: Ziel der Enquête [ist], die Unerfüllbarkeit der Beamtenforderungen 
vor der Öffentlichkeit darzutun, damit die Regierung in ihr eine Stütze für ihr 
Verhalten den Beamten gegenüber gewinnt.// 

Auf der anderen Seite aber steht fest, daß die öffentlichen Angestellten in einer 
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unerträglichen Lage sind, man ihnen daher [ein] Entgegenkommen bezeigen muß. 
Paul: Die Beamtenschaft verlangt Klarheit über die gleitende Zulage, die anderen Sachen 

werden zurückgedrängt werden können. Die gleitende Zulage muß am 15. März 
bestimmt sein, sonst müßten Vorschüsse geleistet werden. 

Seitz: Es wird der Sinn der Enquête sein, die - eine gewisse Gleichartigkeit unter den 
Beamten herzustellen. Die Wiener Gemeindebeamten, aufgestachelt durch Gerede von 
den Ländern und den Abschluß der Länder, daß sich die Länder die Mittel für sich 
behalten - die Wiener Gemeindevertreter [werden] sich sagen: Dann müssen wir auch 
auf uns sehen und müssen trachten, daß wir uns unsere Steuergelder selbst behalten, 
statt sie an den Staat abzuliefern. Wenn wir das machen, so können wir die Beamten 
auch bezahlen. Das ist eine Schwierigkeit. 

Die zweite Schwierigkeit ist, daß der Hauptträger des Gedankens nicht die 
Gemeindevertreter sind, sondern die Beamten. Diese haben das Schlagwort 
aufgebracht. Sie sagen, die Gemeinde habe Mittel genug. Wenn sie ihre eigenen 
Steuern behält und sie nicht für die Länder hergibt, dann könne sie die 
Beamtenforderungen befriedigen. Gegenüber diesen Beamten ist es schwer, die 
Vernunft zu vertreten und ihnen zu sagen: Es sind Steuergelder des Staates, aber wir 
werden den Staat ersuchen, er möge uns die Mittel zur Verfügung stellen. 

Nun kommt der Widerspruch, daß der Staat aus seinen Beständen Mittel der 
Gemeinde geben soll, damit diese ihre Beamten besser bezahlen kann als die 
Staatsbeamten bezahlt werden. Das ist auch nicht möglich und dieser Widerspruch 
sollte in einer gegenseitigen Aussprache gelöst werden. 

Die weitere große Komplikation bei den Gemeindebediensteten ist, daß sie 
herausgefunden haben, was man mit der gleitenden Zulage meint. Sie ist ein Mittel, 
um den fortwährenden Forderungen nach Gehaltserhöhungen ein Paroli zu bieten. Es 
käme [eine] mäßige Erhöhung, aber nichts besonders. Daher sagen die 
Gemeindebeamten: Wir brechen mit dem System der Alimentation des Beamten, wir 
wollen ein Lohnsystem. Wir dulden nicht, daß sie bezahlt werden je nach der 
Kinderzahl, sondern nach der Leistung, wir wollen [eine] Leistungszahlung. 

//[Am Rand]: Die gleitende Zulage wird von den Beamten abgelehnt, weil sie 
automatisch wirkt und besondere Mehrforderungen wegen der Teuerung ausschließt.// 

Die Gemeindevertreter bemühen sich, ihnen einzureden, daß das zur Folge hätte, 
daß man den Beamten nach seiner Leistung qualifizieren muß, Korruption und 
Protektion einrissen usw. Wie weit es gelingen wird, weiß man nicht. Dieser große 
Widerspruch wird gelöst werden müssen. Ich habe [auf sie] eingewirkt, daß sie das 
den Beamten unbedingt ausreden. Die Gemeindebeamten verlangen von den 
Gemeindeorganen Solidarität, daß sie nicht dieses Alimentationsprinzip gegenüber 
den Staatsvertretern -. Ich habe die Gemeindevertreter dazu gebracht, daß sie das 
nicht tun wollen. Die Beamten sagen, die Gemeindevertreter müssen sich solidarisch 
erklären gegen das Alimentationsprinzip. Das werden sie ablehnen. 

Ich halte dafür - daß man in dieser Enquête wird diese Fragen lösen, das ist 
ausgeschlossen. Man kann nur die Probleme ein wenig klarstellen und auf einige 
Formeln bringen und so die Bevölkerung aufklären, um was es sich handelt. Vielleicht 
gewinnt man eine Zeitung, daß sie so viel Objektivität aufbringt, daß sie nicht schreit 
wie schlecht die Beamten bezahlt sind und den anderen Tag schimpft gegen die 
?Steuerbelastungen. Dann kann sie bewirken, daß die Staatsbeamten zum Bewußtsein 
kommen, um was es sich handelt und daß man während der Verhandlungen [keinen] 
Streik macht. 

Das Schriftstück mit dem Verbot des Streiks wäre heute eine starke Provokation. 
Wir sind leider in der unangenehmen Lage, daß der Staat Eisenbahner und Post[ler] 
hat, die Länder Irrenanstalten, deren Pfleglinge nicht ohne Aufsicht gelassen werden 
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können, die Stadt die Lichtwerke, deren Stillegung eine ungeheure Gefahr bedeuten 
würde. Die Beamten sind schlechter gezahlt als die Hilfsarbeiter. Der Hilfsarbeiter 
bekommt den höheren Lohn und ist dabei noch verärgert, weil die Exportindustrie viel 
höhere [Löhne] zahlt. Das wirkt zurück auf den ganzen Troß von Beamten und das ist 
die innere Schwierigkeit, deren die Gemeinde nicht Herr werden kann. 

//[Am Rand]: Die innere Schwierigkeit, daß die Gemeinde wegen der hohen Löhne 
der Exportindustrie ihre Arbeiter aufbessern mußte und nun die Beamten dasselbe 
verlangen.// 

Die Enquête ist eine Maßnahme der weisen Vor[aus]sicht einer ?Erhöhung, um ein 
Unglück, das ein Unglück des Staates wäre, hinauszuschieben. Ich empfehle daher die 
Abhaltung der Enquête, obwohl ich als Obmann des Hauptausschusses eine ungeheure 
Aufgabe auf mich nehme. Ich muß aber genaue Instruktionen von der Regierung 
verlangen. Wir werden bewirken, daß die Dinge in der Öffentlichkeit klargestellt 
werden, die Vorarbeiten der Regierung dürfen aber nicht aufgehalten werden. 

Renner: Es muß angestrebt werden, daß die Finanzverwaltung vor den Angestellten die Sache 
der budgetären Möglichkeit so [aus]führt, daß den Leuten kein moralischer Ausweg 
bleibt. Darauf kommt es bei der ganzen Sache an. Die Berichterstattung an die Presse 
muß das entsprechend wiedergeben, damit die öffentliche Meinung klar sieht. 
Besonders notwendig ist es, daß das Wohlwollen gegenüber den Beamten niemals 
verleugnet wird. Es muß den Beamten zum Bewußtsein gebracht werden, daß sie den 
Ast, auf welchem sie sitzen, absägen, wenn sie zuviel fordern. Wir müssen die 
öffentliche Meinung hinter uns bringen. 

//[Am Rand]: Wohlwollen gegen die Beamten, aber Klarstellung, daß über ihre 
Gehaltsforderungen der Staat zugrunde gehen müßte. Den Beamten selbst und der 
Öffentlichkeit [sind] die Konsequenzen ihres Vorgehens vor Augen zu führen.// 

Reisch: Der Finanzverwaltung wird ein unlösliches Problem zugewiesen. Der Staat verträgt 
nicht die kleinste Mehrbelastung mehr. Wir können nicht einen Heller mehr zahlen, 
jeder Heller mehr ist staatsfinanziell nicht mehr zu beantworten - [verantworten]. 
[Aber] der Staatssekretär, der das sagen würde, würde erschlagen und in den 
nächsten Stunden würde er von der gesamten Regierung desavouiert. 

Renner: Es handelt sich auch nicht darum, durch kategorische Äußerungen die Debatte 
unmöglich zu machen, sondern den Sachverhalt [so] herauszuarbeiten, daß jedermann 
die Konsequenzen selbst ziehen kann. 

Es wird notwendig sein, daß die finanziellen Zusammenhänge aufgedeckt werden. 
Bei der gleitenden Zulage wird man zeigen müssen, daß es nicht geht in dem Maße 

- daß man die Artikel nicht einbeziehen kann. 
Die Formulierung [Streikverbot] ist unglücklich, der Gedanke hätte sich besser 

formulieren lassen: Die Ordnung des Dienstvertrages, daß eben der Beamte eine 
Lebensstellung hat, setzt voraus, schließt ein, daß er wegen einer zeitlichen 
Depression nicht streikt. [Man sollte] nicht die Form des Streikverbots [wählen], es 
kommt sehr auf die Form an, in welcher die Sache vertreten wird. 

//[Am Rand]: Der Beamte hat [eine] Lebensstellung, darf daher wegen einer 
wirtschaftlichen Depression nicht streiken.// 

Es handelt sich um die Klarstellung der Sache vor der öffentlichen Meinung, es 
kommt nicht darauf an, ob die Beamten zufrieden sind oder nicht. Wenn wir in der 
Öffentlichkeit recht behalten, wenn die Öffentlichkeit einsieht, daß wir nicht mehr tun 
können, so können wir es auf einen Streik ankommen lassen. Jetzt ist das nicht 
möglich, weil im Moment des Streiks die öffentliche Verwaltung vor der ganzen 
Öffentlichkeit glatt unrecht bekäme. Damit besteht keine Möglichkeit, den Kampf 
aufzunehmen. Es muß klargestellt werden, daß wir gerne geben, was wir können. Die 
Beamten können nicht leben und wir müssen sie mit den Entbehrungen, welche sie auf 
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sich nehmen müssen - müssen wir sie vertraut machen. Erst bis wir von der 
Öffentlichkeit und dem gut [...] Teil der Beamten recht bekommen haben, können wir 
den Kampf aufnehmen. 

Eldersch: In dem Memorandum werden alle Forderungen der Beamten abgelehnt, dann 
kommt aber der Staat mit seinen Gegenforderungen. 

Seitz: Ich glaube, es wird ohne [ein] Zugeständnis nicht gehen. Es muß - [wird] in der Form 
der gleitenden Skala oder sonst etwas geschehen müssen. 

Reisch: Es wird eine Wiener Zulage herauskommen. Mit der gleitenden Zulage geht es nicht, 
weil sie eine nivellierende Wirkung hat; dann nicht wegen der Pensionisten und weil 
die - [bei den] nicht staatlich bewirtschafteten Artikeln die Preise nicht ermittelt 
werden können. Die Idee der gleitenden Zulage ist sehr schön, aber in der Praxis nicht 
durchzuführen. 

//[Am Rand]: Die gleitende Zulage geht nicht wegen ihrer nivellierenden Wirkung 
und wegen der Pensionisten, dann wegen der großen Unterschiede in den 
Lebensmittelpreisen.// 

Seitz: Dort wo die Kaufkraft der Krone eine so geringe ist, müßten besondere Zulagen 
gegeben werden. Dafür müßten besondere Berechnungen aufgestellt werden, welche 
auch der öffentlichen Meinung vorgeführt werden. Man muß bedenken, wie eine 
solche Zulage für Wien in den Ländern wirkt. Es gibt Orte, wo die Beamten Rücklagen 
machen können. 

Renner: Das Preisniveau in den Ländern wird auch bald zusammenbrechen. Die 
Preisentwicklung ist so, daß man das nicht ablehnen kann. 

 
 
5. 
Renner: Zuständigkeit in Unterhaltssachen. 
Keine Einwendung, Vollzugsanweisung genehmigt. 
 
 
6. 
Renner: Heimatverband. 

Es wurden vielfach Beschwerden laut, daß Heimkehrer, Kriegsgefangene, welche 
nicht rechzeitig heimkehren konnten, oder spätere Heimkehrer die Möglichkeit 
verlieren, das Heimatrecht zu erwerben. Es soll die Möglichkeit eröffnet werden, die 
Zuständigkeit zu erwerben. 

Reisch: Die Vollzugsanweisung wäre abzulehnen, da sie lediglich Lasten für Österreich 
begründet. 

Renner: Wer nicht mit allen sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen an Österreich 
geknüpft ist, wird nicht die Staatsbürgerschaft verlangen. 

Reisch: Ich hatte keine Gelegenheit, mich mit der Sache zu beschäftigen. [Ich] bitte um [eine] 
Gelegenheit der Erörterung im staatsfinanziellen Interesse. 

Tandler: Das österreichische Invalidengesetz ist das beste von allen. Wir haben daher immer 
Schwierigkeiten mit dem Staatsbürgergesetz. Die Invaliden gravitieren nach 
Österreich. 

Renner: Das Gesetz spricht nur von der Heimatzuständigkeit, die Gemeinden wehren sich und 
lehnen Leute ab. 

Resch: Die Invaliden brauchen nur die Staatsbürgererklärung abzugeben. Es wird 
eingeschränkt auf jene, welche bereits die Aufnahme erbeten haben. Es ist nicht ihr 
Verschulden, daß sie noch nicht aufgenommen wurden. Das Verbot ist über Nacht 
gekommen und dann handelt es sich um die Kriegsgefangenen. 

Eisler: Es ist ja nur eine Ermächtigung, in bestimmten Fällen, die das Gesetz nicht kennt -. Es 
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kann jedenfalls geprüft werden. Es gibt Fälle, wo der jetzige Zustand unerträglich ist. 
Es sind aus Jugoslavien deutsche Angestellte vertrieben worden und - die jetzt nicht 
übernommen werden, weil sie ihre österreichische Staatsbürgerschaft nicht 
nachweisen können. Für solche Fälle muß vorgesorgt werden, die Leute können nicht 
in diesem Zustand bleiben. 

Renner: Es liegen auch verschiedene Anträge im Parlament vor. Ich kann nicht annehmen, 
daß eine solche Ausdehnung bei diesen vielen Kautelen, welche vorgesehen sind, 
tatsächlich eine wesentliche finanzielle Belastung nach sich zieht. 

Reisch: Ich müßte verlangen, daß auch die Finanzbehörden gehört werden - damit sie einen 
Einfluß nehmen kann. Die Vollzugsanweisung müßte im Einvernehmen mit dem 
Staatsamt für Inneres und Unterricht erlassen werden. 

 
 
7. 
[Reisch]: Zollgesetz. 

Wir amtieren noch immer nach der 1835[er] Zollmonopolordnung. Das Gesetz 
erfüllt nicht mehr die Bedingungen eines Zollgesetzes. Es wird seit vielen Jahren an 
einer Umarbeitung des Gesetzes gearbeitet und es ist unter dem alten Regime nie zur 
?Ordnung gekommen, weil [in] § 65 der Zoll- und Monopolordnung vorgesehen war, 
daß die schriftliche Erklärung über die Zollbehandlung in deutscher Sprache 
abzugeben sei. 

Nun wurden aber die Arbeiten immer weiter fortgesetzt und es wurden schon mit 
[einer] Note des Finanzministeriums von '17 die Entwürfe an alle Ressorts gegeben 
ohne daß besondere Einwendungen erhoben worden wären. Er wurde wissenschaftlich 
begutachtet von einem Fachmann und hat auch dessen Genehmigung gefunden. 
Endlich wurde er seinerzeit in den Verhandlungen über die Schaffung von 
Mitteleuropa eingehend mit den Deutschen verhandelt und mit ihnen eine sachliche 
Übereinstimmung herbeigeführt. Jetzt würde es sich empfehlen, ein modernes 
Zollgesetz zu haben, weil das Zollgebiet neu gestaltet ist und Länder, die bisher kein 
Grenzland waren, Grenzgebiete sind und die Bevölkerung sich mit den 
Zollvorschriften vertraut machen muß. 

Der Inhalt ist den verschiedenen Ressorts schon mitgeteilt worden. Er [ist] 
strengste Facharbeit und wird kein Interesse des Kabinettsrates erregen. Im 
Motivenbericht 53 findet sich eine kurze Inhaltsangabe über das Gesetz. Vom 
Ressortstandpunkt würde ich es als Modernisierung des Finanzdienstes empfehlen, 
das Gesetz einzubringen. 

Ellenbogen: Vom Standpunkt des Staatsamtes für Handel im allgemeinen [ist] gegen das 
Gesetz nichts einzuwenden, wohl aber möchte ich einige einzelne Bestimmungen 
abgeändert wissen. 

1.) Die Frage der Kompetenzen. Der dem Staatsamt für Handel gebührende Einfluß 
ist durch die letzte Redaktion in der Vollzugsklausel [§] 128 zwar [insofern] gewahrt 
worden, als hier der Name des Staatsekretärs angeführt wurde. Ich glaube jedoch, daß 
die Textierung eine andere sein müßte. Es heißt: -. Bei dieser Textierung ist [es] 
möglich, daß jeder einzelne der Staatssekretäre für sich eine einzelne 
Vollzugsanweisung erlassen könnte. Dadurch wäre der Zweck der Textierung, daß ein 
Einvernehmen herzustellen ist über die Vollzugsanweisung, nicht erreicht. Man sollte 
sagen: 'Mit dem Vollzug sind ... betraut.' 

Weiter verweise ich darauf, daß in einer Reihe von Paragraphen - 13, 49, 50, 76, 
95, 96, 118, 128 - immer nur wieder von lediglich dem Staatssekretär der Finanzen 
geredet wird. Man könnte sagen, daß diese letzte Vollzugsklausel hinreicht, um auch 
die Zuständigkeit der anderen Staatssekretäre zu begründen, bei einzelnen 
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Vorschriften mitzuwirken und bei den aufgrund dieser Paragraphen zu erlassenden 
Vollzugsanweisungen. Aber dieses Recht ist nicht ausdrücklich erwähnt und es ist 
strittig, ob im Einzelfall der Handelsamt-Sekretär mitreden kann. 

[Zu] § 13. Der Usus war, daß Auskünfte das Staatsamt für Handel gegeben hat. 
Nach dem Wortlaut [des §] 13 würde das Staatsamt für Handel ausgeschaltet sein, es 
müßte die betreffende Handelskammer vom Staatsamt für Handel an das Staatsamt für 
Finanzen gewiesen werden. Das ist ganz unnötig. 

Ich wäre dafür, daß in allen diesen Fällen erwähnt wird 'im Einvernehmen mit dem 
Staatsamt für Handel.' Dem Zweck der Sache wird kein Abbruch getan, sondern nur 
dem Staatsamt für Handel der ihm in Zollfragen gebührende Einfluß gesichert. Vom 
Standpunkt der Legistik ist nichts [dagegen] einzuwenden, daß in allen Fällen diese 
Anfügung erfolgt. [Ich] bitte den Staatssekretär, daß zunächst diese Frage beantwortet 
wird. 

Mühlvenzel: [Bei] § 128 wurde angeregt, daß es lauten soll: 'sind die Staatssekretäre für 
Finanzen, Handel ... Verkehr befugt' - damit nicht ein einzelner Staatssekretär [eine 
Vollzugsanweisung] im eigenen Wirkungskreis zu treffen [hätte]. Ich hätte nichts 
gegen diese Änderung einzuwenden, wiewohl wir nicht umhin können, darauf zu 
verweisen, daß [es Maßnahmen gibt, die] der einzelne Staatssekretär für sich erlassen 
kann. Bei der Errichtung von Zollämtern ist unter Umständen das Handels- und das 
Verkehrsamt nicht interessiert. Ebenso in den Vorschriften über das 
Zollstrafverfahren, in welchen das Staatsamt für Finanzen autonom die Verfügungen 
erläßt. 

Stöckler: Gegen das Zollgesetz [habe ich] keine Einwendung, [es ist] aber notwendig, daß 
mindestens in der Vollzugsanweisung auch ein Einvernehmen mit dem Staatsamt für 
Landwirtschaft vorgeschrieben wird. Ohne das könnte es leicht geschehen, daß 
Verfügungen getroffen werden, wo das Staatsamt für Landwirtschaft interessiert wird 
und nichts davon erfährt. 

Reisch: Es ist ja ein rein formelles Gesetz, welches nur das Verfahren betrifft. In der 
Handhabung der formellen Zollfragen ist das Staatsamt für Landwirtschaft nicht 
interessiert. Das Einvernehmen ist nur beim Zolltarif vorgesehen. 

Renner: Mit Rücksicht darauf, daß das Gesetz nur Verfahren und die Behördenorganisation 
betrifft, [ist] eine Kompetenz weiterer Staatsämter nicht notwendig. Im übrigen besteht 
über diesen Paragraphen: 'sind die Staatssekretäre für Finanzen, der Staatssekretär 
für Handel ... und der Staatssekretär für Acker[bau]' - 'sind die Staatssekretäre für ... 
im Einvernehmen betraut' -. 

Mühlvenzel: Bei dem vorgeschriebenen Einvernehmen müßten wir auch in Fragen, welche die 
anderen Staatsämter nicht interessieren, fragen. 

Reisch: Wir plädieren immer für Vereinfachung, schreiben aber hier ein Einvernehmen vor, 
das in vielen Fällen unnötig ist. 

Renner: Das Staatsamt für Handel muß sich halt umsehen, im übrigen dürfte aber die 
Formulierung des Gesetzes genügen. 

Ellenbogen: Wenn die Fassung der Vorlage bleibt, dann ist die Konsequenz, daß die Nennung 
des Staatsamtes für Handel erst recht erfolgen muß. 

Mühlvenzel: Für - [Wir] halten es als gesetzestechnisches Unicum, wenn in einem Gesetz das 
Einvernehmen der Staatsämter zitiert wird. Mit dieser Ergänzung würden wir das 
Auslangen nicht finden. Es gibt zahlreiche Bestimmungen, welche auch andere 
Ressorts berühren - Polizei, sanitäre Verbote, Justiz im Rechtsmittelverfahren. Wir 
müßten das Gesetz daraufhin durchsehen und bei jedem Paragraphen das 
Einvernehmen [mit dem Staatsamt] berufen, welches mitwirken soll. Das ist bei einem 
Gesetz von langer Dauer unmöglich. 

Nach dem Motivenbericht haben alle Staatsämter Gelegenheit, in den 



153 – 1920-03-02 

 
34 

Vollzugsanweisungen ihren Standpunkt zur Geltung zu bringen. Damit ist das meiste 
geschehen, was wir tun könnten. 

Reisch: [Ich] beantrage, die einzelnen Fälle durchzugehen - § 13. 
Mühlvenzel: Es ist nicht gesagt, daß der Staatssekretär für Finanzen ein Pouvoir hat. Es ist 

gesagt, daß die Vollzugsanweisung die interessierten Staatsämter zu nennen hat. 
[Zu] §49: In erster Linie sind an den Zollagern die Zollbehörden interessiert, in 

unter[ge]ordneter Weise auch die Handelsbehörden - [das Staatsamt für Handel], 
indem es jede Aktion begrüßt, welche den Handelsverkehr erleichtert. 

Die Errichtung von Zollämtern interessiert als Erleichterung des Verkehrs das 
Staatsamt für Handel, es wird aber niemals dagegen sein. 

Sonst kommen nur manipulative Gesichtspunkte der Zollverwaltung in Betracht. 
Ellenbogen: Die Frage, ob ein Handelsamt in allen Fragen für ein Zollamt eintritt, ist nicht 

so einfach. Bei den Fragen der Zollager in Innsbruck und Klagenfurt wurden vom 
Staatsamt für Handel Bedenken geltend gemacht. Das Staatsamt für Handel hat also 
sachliche Interessen bei der Frage solcher Zollager geltend zu machen. 

Ich weiß nicht, warum das Staatsamt für Finanzen sich gegen die Nennung des 
Staatsamtes für Handel wehrt. Bei den letzten Kompensationsverträgen mit Ungarn 
hat das Staatsamt für Finanzen es übel vermerkt, daß die Führung bei diesen 
Verhandlungen dem Staatsamt für Handel zugefallen ist. Es scheint also eine 
Kompetenz-Eifersucht mitzuwirken. 

Das Staatsamt für Handel will nicht die Führung, sondern will nur nicht [Gefahr 
laufen], ausgeschaltet zu werden. Sein Ressortstandpunkt kann nicht geleugnet 
werden. Das Argument, daß auch andere Staatsämter beteiligt sind, ist schon darum 
nicht gültig, weil sonst die ausdrückliche Erwähnung der besonders interessierten 
Ämter entbehrlich wäre. Wenn das Interesse zugegeben wird, dann ist nicht 
einzusehen, daß in jenen Fällen, wo die Mitwirkung von Wichtigkeit ist, das nicht auch 
in den Paragraphen genannt wird. Warum soll das nicht ein Recht des Staatsamtes 
[für Handel] sein, sondern vom guten Willen des Staatsamtes für Finanzen abhängen? 

Mühlvenzel: Ellenbogen ist über die Absicht nicht informiert. Der Vorfall gegen Ungarn war 
ein harmloser. Wie die Zollinie gegen Ungarn gemacht wurde, hieß es im Kopf der 
Verordnung 'Das Staatsamt für Finanzen verfügt im Einvernehmen mit ...' Dagegen 
hat sich das Staatsamt für Handel gewehrt und paritätische Behandlung verlangt. 

Lediglich gesetzestechnische Momente sind es, welche dagegen sprechen. In der 
Vollzugsklausel war früher nur der Finanzsekretär weil die Nennung der übrigen 
Staatsämter Sache der Vollzugsanweisung ist. Eigentlich wäre die Gesamtregierung 
zu berufen. Wir anerkennen das Recht des Staatsamtes für Handel in allen 
wirtschaftlichen Fragen mitzusprechen; wir sind auch des Willens, in den 
Vollzugsanweisungen das ausdrücklich festzulegen. 

Renner: Die Berücksichtigung der Mitwirkung der beteiligten Staatsämter wird [man] in die 
Vollzugsanweisung verlegen und bezüglich der Vollzugsanweisungen [ist] die 
Mitwirkung des Staatsamtes für Handel vorzusehen. Für das Gesetz ist es eine 
Vereinfachung und es spricht ein gesetzestechnisches Bedenken - es wird von 
Zollbehörden, Zollverwaltung gesprochen und mit diesen kann das Staatsamt für 
Handel nicht ins Verhältnis gestellt werden. 

Paul: Die meisten Einwendungen wurden berücksichtigt. [Bedenken bestehen noch zu] § 33, 
Absatz 3, Zurückschaffung der Ware ins Ausland. Diese Bestimmung ist für den 
Eisenbahnverkehr nicht durchführbar. [Ich] bitte [um] die Streichung oder die 
Einschränkung der Bestimmung für den Verkehr an den Straßen-Zollämtern. Die 
Eisenbahn müßte nach den internationalen Vereinbarungen Schadenersatz leisten und 
es wäre fraglich, ob die ausländischen Eisenbahnen das Gut nehmen. 

Mühlvenzel: Die Bestimmung ist ein [...], weil wir in Hinkunft keine Zollager haben wollen 
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und es geht also alles auf die Eisenbahnlager. Die Eisenbahn muß daher die 
Möglichkeit haben, die Ware zurückzuschaffen. 

Sch[auberger]: Der Absatz 3 bezieht sich auf den Verkehr der Zoll[...] mit den Zollagern, 
nicht auf die Eisenbahnlager. 

Ellenbogen: Das Staatsamt für Handel hatte noch eine Reihe von Bedenken, welche in [einer] 
Aussprache bis auf zwei Punkte bereinigt wurden. 

[Zu] § 5, al. 2: Auswärtige Besitzungen des Staates haben wir nicht, sie zu 
erwähnen, macht einen komischen Eindruck. Dann die Erzeugnisse meistbegünstigter 
Staaten. [Nach Artikel] 222 Friedensvertrag sind die Meistbegünstigung an die 
Ungarn und Tschechen auch auf - haben die all.[iierten] Staaten verzichtet. Wir sollen 
nur autonom diese Meistbegünstigung allen übrigen Staaten, auch den neutralen, von 
vornherein gewähren, statt es [uns] abhandeln zu lassen. 

[Ich] beantrage, daß dieser Paragraph und § 46 noch einer Besprechung zwischen 
den Staatsämtern unterzogen [wird]. 

§ 46 handelt davon, daß in Absatz 2, der passive Veredelungsverkehr -. Die 
Bedingungen scheinen zu eng gefaßt. Es kommt auch die Preisfrage in Betracht. Es 
kann sein, daß wir aus bestimmten Gründen eine Veredelung für unsere eigenen 
Investoren ein Grund sein kann, den passiven Veredelungsverkehr zu begünstigen. 

In Bezug auf diese beiden Paragraphen soll noch ein Einvernehmen zwischen den 
Staatsämtern hergestellt werden. 

Renner: Es würde sich empfehlen, daß die beiden Staatsämter die Frage bereinigen und die 
Vorlage - nach erzieltem Einvernehmen die Vorlage dem Haus unterbreitet wird. 

 
 
8. 
Renner: Marie Valerie Habsburg. 
 
 
9. 
Renner: Vom Staatsamt für Finanzen unter Führung des Staatsamtes für Äußeres wurden 

neue Vereinbarungen geschlossen mit Ungarn, welche im Druck vorliegen. Ich habe 
aber noch immer Bedenken dagegen, weil noch eine ganze Schar von Ungarn bei uns 
liquidieren können. Ich kann mir nicht denken, daß eine so weitgehende Teilnahme 
von Ungarn an der Liquidierung notwendig ist - besonders bei der Liquidierung des 
gemeinsamen Heeres. Obwohl wir die Südbahn-Entscheidung haben, liquidieren wir 
bei offener Tür. Ich möchte nochmals Verhandlungen einberufen, um den Umkreis 
dessen, was Ungarn fordern kann, ein wenig einzuschränken. 

[Beschluß]: [Der Kabinettsrat ist mit] der Übernahme mit Rückverweisung einverstanden; zu 
neuerlichen Verhandlungen zurückverweisen. 

 
 
9. 
Renner: Rechtsstellung der beamteten und der nicht-beamteten Volksbeauftragten. Es wurden 

von den Staatssekretären Vorschläge gemacht. 
[Ich] stelle den Antrag ... erbitte Vorschläge: [Kabinettskonferenz] Eldersch, 

Miklas, Paul. Die Herren werden gebeten einen Vorschlag auszuarbeiten. Die Anträge 
werden den Mitgliedern der Kabinettskonferenz zugeteilt; [sie werden] beauftragt, 
dem Kabinett einen positiven Antrag zu stellen. 

 
 
10. 
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Glöckel: Mädchenbürgerschule in Lustenau. 
Mit Gesetzesbeschluß [der Vorarlberger Landesversammlung] vom 8. /7. wurde die 

Errichtung einer Mädchenbürgerschule beschlossen, § 3 beauftragt mit der 
Durchführung die Landesregierung. Ich wurde beauftragt, dagegen Vorstellung zu 
erheben. Nachdem der Bericht eingelaufen ist am 16. Februar ist am 1. März die Frist 
abgelaufen, die Kabinettssitzung hat nicht stattgefunden. 

Grundsätzlich ist die Frage wichtig, ob [es möglich ist, daß] eine Landesvertretung 
einen Einspruch einfach nicht beachtet und die Sache hinausschiebt. Allgemein ist es 
eine geringfügige Sache, aber es handelt sich um die Prinzipien. 

Renner: Infolge der Fristversäumnis können wir keine Verfassungsbeschwerde erheben. 
Eldersch: Trotz Versäumnis auch der zweiten Fallfrist wäre es, um den grundsätzlichen 

Standpunkt zu wahren, notwendig, daß - auch auf die Gefahr hin abgewiesen zu 
werden wegen Fristversäumnis, den Beschluß anzufechten. 

Renner: [Ich] würde [als] Antwort geben, daß man ohne [daß vom] Standpunkt des 
Rechtsstandpunktes abgegangen wird, mit Rücksicht darauf, daß diese Frage in der 
Verfassung geregelt werden soll - daß die Kompetenzfrage ohnedies durch die 
Verfassungsgesetzgebung gelöst werden soll, ohne den Rechtsstandpunkt aufzugeben 
[von der Anfechtung absieht]. 

Eldersch: Dann werden sich alle Länder darauf berufen. [Ich] möchte sagen, daß es nicht in 
Ordnung ist, [daß] wir von dem prinzipiellen Standpunkt nicht abgehen. Die 
Staatsregierung bleibt auf ihrem einmal festgelegten Standpunkt und wird die ihr 
durch die Staatsgesetze vorbehaltenen Rechte weiter ausüben. 

Renner: Wenn die Staatsregierung zur Durchführung nicht berufen ist, hat sie auch in Bezug 
auf die Zulassungen mit der Schule nichts zu tun. Das muß im Staatsamt studiert 
werden. 

 
 
11. 
Glöckel: Ausgestaltung der Mädchenbildung. 

Wir können uns [dem] nicht entziehen, weil der Aufbau unlogisch ist. Den Mädchen 
wurden die Unterstufen und die Hochschulen geöffnet, die Mittelschule fehlt. Es sind 
hauptsächlich Beamtentöchter. Bei einer ausreichenden staatlichen Hilfe müßte der 
Staat seinen Einfluß geltend machen, daß die Mädchenlyzeen aufgehoben und in 
Mittelschulen umgewandelt werden. Fünf stellen schon heute vollwertige 
Mittelschulen vor. 

[Es bestehen folgende Möglichkeiten]: 
[1.)] Radikal wäre die Verstaatlichung aller Mädchenmittelschulen. Dafür wird das 

Staatsamt für Finanzen nicht zu haben sein. Oder 
[2.) die Verstaatlichung von fünf Mittelschulen, um den guten Willen zu zeigen. 

Oder 
3.) die Ergänzung der Bezüge der Lehrer an den Mädchenmittelschulen. Es handelt 

sich um private Schulen, aber wenn sie nicht bestünden, dann müßte der Staat solche 
Anstalten errichten. 

4.) Jährliche Beihilfen aus Staatsmitteln. 
5.) Verstaatlichung von 20 Stellen, welche ich zurückweise, weil ich mich nicht 

getraue, eine Entscheidung zu treffen. 
Die Sache ist außerordentlich dringlich, wir stehen unter einem starken sachlichen 

und auch politischen Druck. 
Reisch: Wir können uns nie in unsere finanzielle Lage hineindenken, wir nehmen nie auf 

unsere Leistungsfähigkeit Rücksicht. Wenn der Staat bisher nicht bereit sein konnte, 
eine neue Auslage auf sich zu nehmen, wird [er] es jetzt noch weniger tun können. Wir 
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sehen, daß die Mädchenschulbildung vernachlässigt wurde, [aber] heute kann er 
dieses Versäumnis umso weniger nachholen. Das Unterrichtsamt hat auf seinem 
Gebiet gewiß viel zu schaffen, es muß aber mit den gegebenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen rechnen und sich bescheiden. 

Es ist auch sehr die Frage, ob es ein so dringendes Bedürfnis ist, daß die Mädchen 
in die Mittelschule gehen. Es wurde über das geistige Proletariat unter der 
männlichen Jugend geklagt, es war eine ständige Forderung [nach] der Abschaffung 
der überzähligen Mittelschulen und [ihren] Ersatz durch Fachschulen. 

Von diesem Gesichtspunkt erkläre ich, daß ich einer Verstaatlichung von 
Mädchenschulen unter keiner Bedingung zustimmen kann. Wenn damit begonnen 
würde, müßten alle Privatschulen im Laufe der Zeit verstaatlicht werden. Eine 
Verstaatlichung von Mädchenmittelschulen lehne ich unbedingt ab. 

Eine weitere Frage ist die Gewährung von Teuerungszulagen an die Lehrkräfte an 
den Mädchenmittelschulen. Der Kabinettsrat wird zugeben, daß es ein 
ungewöhnlicher Vorgang ist, Privatangestellten [eine] Teuerungszulage zu gewähren. 
Es ist Sache des Dienstgebers, seine Kräfte so zu zahlen, daß sie bestehen können und 
es [ist] nicht Aufgabe des Staates, jedem nicht auskömmlich gezahlten Angestellten 
zuzuschießen. Es würde einem privaten Dienstgeber das Recht eingeräumt, über 
staatliche Mittel zu verfügen, indem er neue Schulen gründet oder neue Lehrkräfte 
einstellt. 

Das sind Dinge, welche ganz ungewöhnlich sind und es ist ein Verdienst des 
Staatsamtes für Finanzen, daß es sich trotzdem nicht ablehnend verhalten hat und 
bereit ist, den vorjährigen Beitrag für die Aushilfen zu erhöhen. Ich würde diese 
Summe, wenn der Kabinettsrat will, [insoweit] erhöhen lassen, daß den Lehrkräften 
[eine] Teuerungszulage [von] 3.000 - 6.000 Kronen unter der Bedingung gewährt 
wird, daß ihre Bezüge nicht höher werden als an den staatlichen Mittelschulen. 

Sonstige Zugeständnisse kann ich nicht machen. Ich nehme zur Kenntnis, daß die 
Verstaatlichung von 20 Stellen fallengelassen ist, so daß das Ergebnis der [...] wäre, 
daß das Staatsamt für Finanzen der Gewährung von Beihilfen in der Höhe von [...] 
nach Maßgabe der Beschäftigung zustimmen würde. 

Mayr: Wir haben früher die Forderungen der Beamten gehört und stehen vor einem Rätsel. 
Ich bin ganz dagegen, auch nur eine neue Mittelschule zu schaffen - für Knaben oder 
Mädchen. Mir imponiert es nicht, wenn im Unterrichtsausschuß eingetreten wird für 
Mittelschulen für das weibliche Geschlecht. Aber für dieses kleine Österreich haben 
wir ohnedies zu viele Mittelschulen bei dem geistigen Proletariat, das nicht 
untergebracht werden kann. Speziell der Typus Mittelschule ist für die Zukunft bei uns 
gewiß nicht förderungsbedürftig. 

Ganz etwas anderes ist es, den Mädchen die Lehrerinnenbildungsanstalten 
zugänglich zu machen oder die Fachschulen. An den Hochschulen zeigt sich, daß je 
mehr Mädchen dorthin kommen, daß sie geistig für die Studien nicht konkurrieren 
können mit den männlichen Studenten. Sie sind fleißig, aber es ist kein Durchdringen 
des Stoffes, mehr ein Auswendiglernen. Aber ich glaube, daß wir augenblicklich nicht 
in der Lage sind, etwas Erhebliches für eine Mittelschulbildung der weiblichen Jugend 
zu tun. Was wird denn die männliche Jugend sagen, die bei dem Rückgang an 
Beamten und Professoren [unter]kommen muß? Für die Lehrerinnenbildungsanstalten 
und Fachschulen muß etwas geschehen. 

Renner: Die Schwierigkeit besteht in dem Beschluß des Unterrichtsausschusses. Wir sollen 
nicht [einen] Beschluß fassen ohne mit den Parteien gesprochen zu haben, daß diese 
offiziell dazu Stellung nehmen. 

Es ist schwierig, in dieser Lage auf den Staat eine ganz neue Sache zu übernehmen, 
die eigentlich gar kein Ende hat. Wenn eine Schule verstaatlicht wird, werden die 
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anderen folgen und man wird sich nicht anders helfen können, als [daß man] die 
Mädchen in den Knabenschulen teilnehmen läßt, die Aufnahmsbedingungen aber 
erschwert. Aber wenn wir neue Mittelschulen machen, so erfahren wir eine 
unerträgliche Belastung. Alles was der Sache präjudizieren würde, daß der Staat 
dieses Schulwesen jetzt auf sich nimmt, halte ich für unmöglich. Es ist zu bedauern, 
daß diese Schulen eingehen. Wir müssen uns überlegen, wird diese Schule dauernd 
Bestand haben und haben - [werden] wir nur eine Leistung vorübergehend haben, bis 
die Schule sich erholt hat. Dafür wäre ich schon. 

Wir müssen, wenn wir nicht Gefahr laufen sollen, in der Öffentlichkeit durch die 
Beschlüsse mißverstanden zu werden - müssen wir an die Parteien herantreten. Wenn 
wir nur die geringen Aushilfen gewähren, so wird es nicht ausreichen und wir werden 
nur Vorwürfe haben. 

Antrag: Den K[oalitions]-Ausschuß mit der Sache zu befassen bevor wir [einen] 
Beschluß fassen. 

Glöckel: Es ist nur ein kleiner Teil dessen, was geschehen muß. Es sind alle Privatschulen 
notleidend geworden. Es sind Schulgebäude, welche ein ungeheures Vermögen 
darstellen. Es kommen alle kaufmännischen Anstalten, alle Vereinsrealschulen. Es 
handelt sich um alte Schulen. Reisch hat recht, daß es schwer ist, Leuten etwas zu 
zahlen, auf deren Anstellung und Auswahl wir keinen Einfluß nehmen können. Die 
Folge - Ursache ist es aber, daß die Schulen eben nicht staatlich waren. Die 
Unternehmer erklären, sie haben kein Interesse an dem Fortbestand der Anstalten. 
Unter den Lehrer ist ein furchtbares Elend. 

Ich bin sehr [ein]verstanden, daß die K.[oalition] sich damit beschäftigt. Aber 
beide Parteien werden einen schweren Standpunkt haben. 

Stöckler: Es kommt mir vor, daß wir unsere Lage gar nicht erfassen. Wenn wir von den 
Parteien gepeitscht werden, so werden wir von der Bevölkerung auch gepeitscht. Die 
Steuervorlagen stellen die ganze Produktion in Frage. Aber wenn sich das Zahlen 
aufhört, dann hört auch die Musik auf. Wir sind verantwortlich. Wenn wir die große 
Sorge haben, wie lange wir noch unsere Angestellten zahlen können und dann einen 
neuen Zweig übernehmen - das geht doch nicht. Die Gemeinden wurden gewarnt vor 
der Gründung der Mittelschulen. Es war eine Konkurrenz von einer Gemeinde mit der 
anderen. Mit soviel geistigem Proletariat gehen wir zugrunde. Wir müssen uns 
aufraffen und gleich über solche Folgen offen reden. Ein Privater, der so dasteht, daß 
- [wie] der Staat, der muß viel unterlassen, was der andere machen kann. 

Ich bin entschieden dagegen, auch in der Koalition. 
Renner: Ich bitte, die Sache direkt in die Parteisitzung zu bringen und in der Koal[ition] 

werden wir die Sache durchberaten. 
//[Am Rand]: Renner erinnern.// 
 
 
12. 
Ramek: Die beiden ?Novellen sind bedingt durch die schwierigen Verhältnisse in der 

Rechtssprechung. Es muß wieder eine Erleichterung eintreten, sonst brechen wir 
zusammen. Die Kriminalität steigt ungeheuerlich. Das Landesgericht in Strafsachen 
hat über 2.200 Häftlinge, die meisten [...] und im zivilrechtlichen Verfahren steigen 
die Prozesse ins Ungeheure. 

Die Gerichtsentlastungsnovelle. 
Es war mir nicht möglich, den Entwurf zu verteilen, weil er nicht fertig wurde in 

der Staatsdruckerei. Daher nur [ein] Auszug <Beilage>. 
Renner: Angenommen. 
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Ramek: Strafprozeß-Novelle. 

Die Motive sind mehrfach. Die Schwurgerichte haben im Vergleich zum Frieden 
außerordentlich viel zu tun. Die Wertgrenze beträgt bei Vermögensdelikten für die 
Schwurgerichtskompetenz 4.000 Kronen. In Wien tagen ununterbrochen drei 
Schwurgerichtssessionen nebeneinander das ganze Jahr. Das Verfahren ist bei den 
Schwurgerichten sehr schleppend und langwierig. Die Folge ist, daß die 
Untersuchungshäftlinge lange warten müssen - daher die große Überlastung des 
Gefängnisses. 

Nun kann man selbstverständlich die Kompetenz der Schwurgerichte nicht ohne 
weiteres einschränken. Das wäre antidemokratisch, besonders jetzt, wo wir zum 
Geschworenenamt auch die Arbeiter und die Kleinbauern und die Frauen 
herangezogen haben. Es würde so aussehen, daß Rechte gegeben und gleichzeitig 
genommen werden. 

Um einen Abbau der Schwurgerichte zu ermöglichen, werden die Schöffengerichte 
mit der Vorlage eingeführt. Der Erkenntnissenat soll nicht aus Berufsrichtern allein 
bestehen, neben zwei Berufsrichtern sollen zwei Laienrichter an dem Verfahren und 
der Urteilssprechung teilnehmen, welche den Berufsrichtern gleichgestellt sind. Es 
soll ein gewisses Gleichgewicht hergestellt werden. 

Die wichtigste Bestimmung dieses Gesetzes ist die Entlohnung derjenigen 
Geschworenen und Schöffen, welche vom Tages- oder Wochenlohn leben. Diese 
bekommen jetzt nach dem Listengesetz ein Taggeld von 10 Kronen. Natürlich wollen 
die Arbeiter und Kleinbauern um diesen Betrag das Amt nicht versehen. Dieser 
Zustand ist für die Justizverwaltung bereits unerträglich. Jede Schwurgerichtssession 
bringt Forderungen der Geschworenen auf [eine] Erhöhung des Taggeldes. 

Wir haben angenommen täglich 50 Kronen. Dadurch, daß die 
Geschworenengerichte abgebaut werden und die Schöffen eingeführt werden, kann 
dieser finanziellen Maßregel nahegetreten werden, weil eine außerordentliche 
Ersparnis eintritt. Für Wien würde sich das Verhältnis [so] stellen, daß [man] 80 % 
der Schwurgerichtsverhandlungen verlieren würde und dafür würden die 
Schöffengerichte eintreten. Jede Schwurgerichtsverhandlung erfordert 36 Haupt- und 
9 Ergänzungsgeschworene. Allen 45 muß, wenn sie vom Tages- oder Wochenlohn 
leben, das Taggeld ausgezahlt werden. Beim Schöffengericht finden nur zwei 
Verwendung. Unter diesen Umständen kann vom Staatsamt für Finanzen zugestimmt 
werden. Ohne [eine] Erhöhung des Taggeldes geht es nicht mehr. 

Ich würde noch auf die Schlußbestimmung hinweisen, daß das Staatsamt für Justiz 
ermächtigt werden soll, die Bestimmungen dieses Gesetzes ... Artikel VI, Abs. 2. Durch 
die vielen Novellen ist das Gesetz so zerlöchert, daß jede Übersicht fehlt, es müssen 
auch textliche Änderungen erfolgen. Eine Neukodifizierung durch das Parlament wäre 
eine große Erschwernis, es hätte keinen Sinn. Die Neukodifizierung ist durch das 
Gesetz gedeckt, es liegt also nur eine Redaktionsarbeit vor. 

Reisch: Auch hier werden Erhöhungen vorgenommen. 10 Kronen sind zu wenig, aber [es] ist 
nicht notwendig, auf 50 Kronen zu gehen. Das Geschworenenamt ist die Erfüllung 
einer staatsbürgerlichen Pflicht, welche ein Opfer rechtfertigt. Wenn ich keinen 
Einwand erhebe, so hätte wenigstens eine Differenzierung nach dem Gerichtsort 
einzutreten. 

Übrigens muß ich eine zweite Forderung aufstellen: Daß diese 50 Kronen 
jedenfalls in ein Junktim gebracht werden mit der Einschränkung der 
Geschworenengerichte, wie sie vorgeschlagen wurde - nicht aber, daß man das 
Taggeld erhöht und die Novellierung unterläßt. Für die Finanzverwaltung wäre die 
Erhöhung nur erträglich, wenn die Einschränkung der Geschworenengerichte erfolgt. 
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Es scheint mir [aber] fraglich, ob die Nationalversammlung die Einschränkung 
annehmen wird. Ich muß also darauf bestehen, daß das Junktim bestehen bleibt. Die 
Schöffengerichte werden infolge des Rechtsweges [zu] eine[r] Vermehrung der Stellen 
beim Obersten Gerichtshof führen. 

Ich bitte [1.)] um die Differenzierung nach dem Ort des Gerichtes; 2.) [um] die 
Aufrechterhaltung und Verteidigung des Junktims zwischen der Erhöhung der 
Taggelder und der Reduzierung der Geschworenengerichte. 

Eisler: Die jetzige Behandlung der Geschworenen ist unmöglich. Wann man die Arbeiter zu 
Geschworenen macht, muß man ihnen die Ausübung des Amtes ermöglichen. Und sie 
lassen es sich nicht gefallen, daß sie vom Amt dadurch ausgeschlossen [werden], daß 
sie kein ausreichendes Taggeld bekommen. Es ist unbedingt notwendig, daß mit dem 
Taggeld aufgeräumt wird. Das Taggeld kann kein Erpressungsmittel sein, um das 
Parlament zu zwingen, diese Novelle anzunehmen. 

Das Staatsamt für Justiz wird trachten, rasch die Verabschiedung herbeizuführen, 
obwohl die Novelle gewisse Unzukömmlichkeiten hat, die erst im Ausschuß beseitigt 
werden müssen. Es werden die ?Listen geändert werden müssen und das erfordert 
Zeit. Bei dem abgekürzten Verfahren wird sich manches ändern gegenüber dem 
gemachten Vorschlag. Aber es wird alles geschehen, die Sache rasch durchzusetzen. 
Es müßte aber die Ermächtigung gegeben werden, den Geschworenen ein 
angemessenes Taggeld zu zahlen. 

Renner: Wir verlören den stärksten [...] für das Gesetz, wenn wir die Ermächtigung 
vorwegnehmen. 

Reisch: Eine Verfünffachung des Taggeldes ist unmöglich, wenn der ganze Apparat 
beibehalten wird. Wenn die Gesetzgebung demokratische Einrichtungen schafft, so 
muß sie auch für das finanzielle Erfordernis sorgen. Die Nationalversammlung hat die 
Voraussetzungen zu schaffen. 

Renner: Es wird Sorge der Justizverwaltung sein, auf die Parteien einzuwirken, daß der 
Ausschuß die Gesetze rasch erledigt. Es sind schwierige Fragen, welche zu 
entscheiden ist - [sind], aber die Einführung von Schöffengerichten liegt der 
Demokratie nicht so fern, als daß nicht einem wirklichen Bedürfnis entsprochen 
würde. 

Beide Gesetze sind angenommen und werden der Nationalversammlung 
unterbreitet. 

 
 
13. 
Stöckler: Rennwesen. 

[Ich] bitte um die Zustimmung zur Einbringung des Gesetzes und zur Erlassung der 
Vollzugsanweisung, welche das Gesetz zur Durchführung bringt. 

 
 
14. 
Paul: -. 
Eldersch: -. 
 
 
15. 
Eldersch: Stiftspräbende; auch die Ermächtigung, daß das Staatsamt die Verleihung selbst 

zustimmt - [vornimmt]. 
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[KRP 153, 2. März 1920, Stenogramm Fenz] 

 
 
153. 
[Zugezogen]: Seitz, Wilfling, Schauberger, Mühlvenzl, Mörth. 
 
 
[Renner]: Beitritt zum Hochschulassistentengesetz. 
 
 
[Renner]: Rettungsgesellschaft. 
Unterstaatssekretär Tandler: Ich habe die Art und Weise, wie die Rettungsgesellschaft ihre 

Mittel ergänzen will, nicht für richtig [gehalten]. Die Rettungsgesellschaft wird 
gerettet werden müssen. Es müssen aber jene Teile des Vorstands, die die Gesellschaft 
nie sanieren werden, beseitigt werden. Wie das geschehen soll, weiß ich nicht. Aber 
ich werde demnächst pos.[itive] Vorschläge erstatten. Solange nicht der Staat und die 
Stadt irgend einen Einfluß auf die Geldmittelgebarung gewinnen werden, kann nichts 
geschehen. 

Renner: Erinnert daran, daß [eine] Kabinettskonferenz eingesetzt wurde. Wenn der Vorstand 
nicht geeignet ist, so wäre vom Staat und der Gemeinde Wien eine Vorstellung zu 
erheben und dem Vorstand den - [der] Rücktritt nahezulegen. 

Die Kabinettskonferenz soll die Sache betreiben. 
 
 
Renner: Der Verband der Rechnungsbeamten. Weil die Forderungen damals unter 

Streikdrohung erhoben wurden, so wurden die Beratungen abgebrochen. Nun haben 
sie nicht gestreikt. Der Vorstand hat sich an mich gewendet. 

Ich bitte, im nächsten Kabinettsrat das Staatsamt für Finanzen zu berichten. 
 
 
[Renner]: Das Staatsamt für Handel hat urgiert die Überlassung des Hofstallgebäudes für die 

Wiener Messe. Die Polizeidirektion würde dieses Gebäude freigeben, wenn die 
Schwarzenbergkaserne zur Verfügung gestellt würde. Nun ist das aber nicht möglich. 

Die Polizeidirektion könnte sich auf ein [...] beschränken im Hofstallgebäude und 
der übrige Teil könnte für die Messe bereitgestellt werden. 

Deutsch: Die Schwarzenbergkaserne ist kein Hindernis. Es sind jetzt die fremden Missionen 
darin. Wenn die einmal abgehen, dann könnte die Polizeidirektion hineingehen. 

Renner: Zerdik ist der führende Mann in der Kabinettskonferenz für die Unterbringung. [Ich] 
bitte das Staatsamt für Handel, zur Selbsthilfe zu greifen, indem es die 
Kabinettskonferenz zusammen beruft und dort die Frage zur Entscheidung bringt. 

 
 
2. a) 
Renner: Pokorny. 

Ich habe den Bericht bereits vertraulich an den Obersten Gerichtshof gesandt und 
gesagt, daß der Kabinettsrat nicht früher entscheiden wird, bevor nicht der Oberste 
Gerichtshof eine Äußerung abgegeben hat. Der Oberste Gerichtshof fühlt sich nicht 
berufen, so eine Äußerung abzugeben, da die Einmengung anderer Behörden ein 
Zugriff auf die Unabhängigkeit der Richter wäre. 

Wir haben seinerzeit beschlossen, den früheren Bericht, der das Ergebnis - 
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betreffend die Waffenstillstandsverhandlungen mit Italien noch nicht an die 
Nationalversammlung vorzulegen, sondern gleichzeitig das Aktenmaterial zu 
veröffentlichen. Nun ist das Material ungeheuer [umfangreich] und kann nicht 
abgeschrieben werden. 

Deutsch: Was den früheren Bericht anbelangt -. 
Wir müssen auf dem Standpunkt stehen: Wir können die Kommission nicht 

zensurieren, weil wir nicht über der Nationalversammlung stehen, die die Kommission 
eingesetzt hat. Wir müssen die beiden Berichte der Nationalversammlung vorlegen. 

Ich bin der Meinung, daß man die paar tausend Kronen opfern soll und die Akten 
über den Waffenstillstand drucken lassen [soll] - nur das, was die Off[iziere] zu 
Protokoll gegeben haben und das Urteil der Kommission. 

Wir sollen die beiden Berichte vorlegen und die Waffenstillstandsaffäre 
veröffentlichen [einschließlich] der mil.[itärischen] Prot.[okolle] der Einvernahmen. 

Renner: Wenn man nur die Einvernahmen drucken läßt, so wäre das wäre möglich. 
Ramek: Was die Veröffentlichung des Materials anbelangt, so möchte ich nur darauf 

hinweisen, daß eine Publizierung bevor die Strafsachen beendet sind, strafprozessual 
nicht unbedenklich wäre. 

Ramek: In meiner Eigenschaft als Staatssekretär für Justiz kann ich es nicht zulassen, daß 
dieser Bericht in der Form der Nationalversammlung vorgelegt wird. Die Kommission 
hat in ihren Angriffen weit über das Ziel geschossen. Es wird dem Obersten 
Gerichtshof vorgeworfen, daß er nicht - werden gegen den Obersten Gerichtshof die 
schwersten Vorwürfe erhoben. 

Es ist allerdings kein Meisterstück, das Urteil. Aber abgesehen davon ist es meine 
Überzeugung, daß das Urteil materiell-rechtlich vollkommen begründet ist. Wenn 
auch der Aufbau nicht erstklassig ist, so hat er doch das Richtige gefunden. Es ist 
jedenfalls einer jener Grenzfälle, wo man streiten kann. Ich gebe meiner Überzeugung 
Ausdruck, daß P.[okorny] nicht verurteilt werden könnte. Den Obersten Gerichtshof 
deshalb so anzugreifen, geht nicht an. 

Eine Gegenäußerung kann man nicht einholen, denn das Gericht ist niemandem 
gegenüber verantwortlich. Das Gericht hat [sich] vor niemandem zu rechtfertigen. 
Nur wenn nachgewiesen werden könnte, daß die Mitglieder des Gerichtshofes ihre 
beschworene Amtspflicht verletzt haben, dann müßten sie sich, wieder nur vor dem 
Gericht, rechtfertigen. Wenn das Kabinett einen Wert darauf legen würde, ein 
Gutachten über das Urteil einzuholen, dann wäre dazu die Generalstaatsantwaltschaft 
berufen. Der Bericht hätte -. 

Ich gebe nicht zu, daß dieser Bericht an die Nationalversammlung vorgelegt wird, 
weil er dem Obersten Gerichtshof Unrecht tut. Denn sonst würde die Regierung 
deklarieren, daß der Oberste Gerichtshof tatsächlich sich vom Klassenstandpunkt hat 
leiten lassen und bewußt ein ungerechtes Urteil gefällt hat. 

Renner: Ich habe dem Obersten Gerichtshof vertraulich Gelegenheit gegeben, eine Äußerung 
abzugeben. Dieser Ausweg ist allerdings nicht konstitutionell und ist auch vom 
Obersten Gericht abgelehnt worden. 

Wir haben zwei Berichte nach dem Wortlaut des Gesetzes vorzulegen. Ein Bericht 
wurde bereits übermäßig lange zurückgehalten. Soll man das ergänzende Material 
drucken und anschließen? 

Haben wir ein Recht, die Berichte zurückzuhalten? 
Tandler: Es geht nicht an, nur die Protokolle zu veröffentlichen und das Aktenmaterial nicht. 

Das wirklich Verläßliche ist das Material - Befehle, Maßnahmen. Wenn das gesamte 
Komplex zu groß ist, so würde ich vorschlagen, nicht nur die protokollarischen 
Einvernahmen der Offiziere, sondern auch eine Auswahl des Aktenmaterials [zu 
veröffentlichen]. Nur die Einvernahmen wären zu wenig. 
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Eisler: Ich frage mich, mit welchem Recht der Kabinettsrat berät, ob [die Berichte] vorgelegt 
werden sollen. Die Kommission hat nach dem Gesetz nicht das Recht des direkten 
Verkehrs mit dem Parlament, sondern durch die Regierung. Wir haben nun nicht zu 
zensurieren, sondern vorzulegen und die Nationalversammlung hat sich zu 
entschließen, was sie mit diesen Berichten macht. 

Eine andere Frage [ist], welche leg.[islativen] Maßnahmen sich aus diesen 
Schwierigkeiten ergeben. Infolge der unglücklichen Konstruktion der Kommission 
gerät sie immer in Konflikt mit den unabhängigen Gerichten. 

Ich verlange, daß dem Gesetz genüge geleistet wird und die Berichte vorgelegt 
werden. 

Eldersch: Ich bin der Meinung Eislers. Ich verwahre mich dagegen, daß ein Beschluß hier 
gefaßt wird, ob die Berichte vorgelegt werden sollen oder nicht. 

Wenn diese Berichte nicht zutreffend sind oder der Oberste Gerichtshof angegriffen 
wird, so hat das die Kommission zu verantworten aber nicht wir. 

Übrigens ist die Kritik eines Urteils keine Einmengung in die richterliche 
Unabhängigkeit. 

Ramek: Es heißt im Gesetz, daß diese Kommission dem Staatsrat, jetzt der Regierung, in 
Zeitabschnitten zu berichten hat. Aber diese Berichte müssen doch objektiv sein. Wer 
soll vor der Nationalversammlung den Obersten Gerichtshof in der 
Nationalversammlung verteidigen? Ich kann doch nicht für den Gerichtshof aufstehen. 

Der Bericht geht weit über das, was im Gesetz verlangt wird, hinaus. Der 
Freispruch ließe sich begründen. 

Seitz: Das Gesetz schreibt vor, daß die Berichte vorgelegt werden. Wie soll die Regierung es 
verantworten, daß sie dem Haus einen Bericht unterschlägt? Ich würde es mir absolut 
nicht bieten lassen, daß der Bericht nicht vorgelegt wird. 

Wenn die Regierung glaubt, daß sie sich dadurch identifizieren würde mit dem 
Bericht, so steht es ihr frei, das Gesetz zu ändern. 

Mayr: Im Gesetz steht nicht darin, daß der Bericht wortlos vorgelegt wird. Vielleicht könnte 
der Staatssekretär für Justiz ermächtigt werden, einige Bemerkungen dazu [zu] 
machen. 

Eldersch: Wenn Ramek eine Bemerkung macht, so sollte - müßte jeder andere Staatssekretär 
berechtigt sein, Bemerkungen zu machen. Er könnte übrigens auch wie jeder 
Abgeordnete im Parlament aufzustehen -. 

Deutsch: Das könnte er nicht namens der Regierung machen, sondern nur als Abgeordneter. 
Ramek: Nachdem der Staatsrat aufgehoben wurde, tritt in gewissen Fällen die Regierung ein. 

Der Staatsrat war ein Ausschuß der Nationalversammlung, in dieser Funktion hat er 
die Berichte zunächst übernommen. Vielleicht könnte man beschließen, daß die 
Berichte uns nichts angehen und daher die Berichte direkt der Nationalversammlung 
vorgelegt werden. 

Tandler: Ich bin Mitglied dieser Kommission. 
Diese Kommission ist so, wie sie heute besteht, unhaltbar. Sie genügt keinerlei 

Anforderung. Sie ist eigentlich nur dazu da, um den verschiedenen Zeitungen einen 
Angriffspunkt zu bieten. 

Sie müßte aufgelöst oder umgestaltet werden. Wenn sie aber umgestaltet wird, so 
könnte man vielleicht über die jetzige unangenehme Situation hinweg kommen und ihr 
dann vielleicht die direkte Berichterstattung zugestehen. In diesem Fall würden dann 
die Berichte höchstens vielleicht acht Tage noch liegen. 

Deutsch: Solange [sie] nicht umgestaltet ist, müssen wir die Berichte vorlegen. Unbeschadet 
dieser Anträge muß man die Berichte vorlegen. 

Glöckel: Ramek ist gedient, wenn der Staatskanzler [erklärt, daß der Bericht] einfach unter 
Berufung auf das Gesetz weitergeleitet wird. 
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Renner: Ramek wird es genügen, wenn seine Auffassung protokolliert wird und er maßvolle 
Bemerkungen macht. 

Fink: [Ich] stelle den Antrag, daß der 8. Bericht vorgelegt wird. Den 9. Bericht [soll man] bis 
zur nächsten Sitzung vertagen. Bis dahin wird man schlüssig sein, ob man im Sinne 
Tandlers vorgeht oder nicht. 

Renner: Der 8. Bericht wird vorgelegt und die Nationalversammlung soll beschließen, ob die 
Akten veröffentlicht werden sollen oder nicht. Die Entscheidung über den 9. und 10. 
Bericht wird auf acht Tage vertagt. 

 
 
Renner: Beamtenfragen. 

Es wurde ein Ermächtigungsgesetz beschlossen und außerdem wurde den Beamten 
gesagt, daß vom Hauptausschuß eine Vernehmung vorgenommen werden wird, zu der 
auf der einen Seite die Vertreter der öffentlichen Haushalte, auf der anderen Seite die 
Vertreter der paritätischen Lohnkommission erscheinen sollen. 

Die Enquête ist sachlich nur so zu führen, daß das Kabinett sich im vorhinein klar 
ist, was gegeben werden kann. Das Kabinett, insbesondere die Finanzverwaltung, muß 
die Mitglieder des Hauptausschusses instruieren, damit diese Vernehmung nicht - sich 
konkretisiert in ganz bestimmten Fragen und Antworten. Ich habe das Staatsamt für 
Finanzen gebeten, solches Material vorzubereiten. 

Reisch: Ich muß das größte Gewicht darauf legen, daß die Forderungen der Beamtenschaft 
einmal zurückgewiesen werden. Wenn nicht [ein] Wandel geschafft wird, so ist eine 
Verantwortung für die Beamtenschaft - Finanzwirtschaft nicht möglich und auch ein 
Regieren nicht mehr möglich. 

Wilfling: Die Forderungen der öffentlichen Angestellten < >. 
Renner: Es handelt sich [darum], zur Klarheit zu kommen, was die Finanzverwaltung 

konzedieren könnte. Vielleicht könnte das vom Staatssekretär für Finanzen mit dem 
Herren Präsidenten erörtert werden. 

Zugegen müßten bei der Enquête sein: Der Staatssekretär für Finanzen, Paul, [der 
Staatssekretär für] Volksernährung, Eldersch; anwesend werden auch sein Vertreter 
des Landes Niederösterreich und der Gemeinde Wien. Sollen auch die übrigen Länder 
und auch andere Gemeinden eingeladen werden? Jedenfalls [sollten] Oberösterreich 
und Steiermark, Linz und Graz [eingeladen werden]. In der paritätischen 
Lohnkommission sind nur die Wiener Organisationen vertreten. Sollen auch 
Provinzvertreter eingeladen werden? 

Der Hauptausschuß kann auch die Mitglieder des Finanzausschusses einberufen. 
[Zur] Frage der Öffentlichkeit. Wir haben ein Interesse daran, daß [darüber] 

berichtet wird. Die parlamentarische Korrespondenz soll berichten. Zuhören können 
nur die Abgeordneten. 

Das Staatsamt für Inneres soll Vorkehrungen treffen, daß keine zu großen 
Ansammlungen vor dem Parlament stattfinden. 

Paul: Als Vertreter der Post- und Telefon- und der Eisenbahnangestellten sollen nicht die 
Vertreter der Organisationen, sondern die Delegierte der Personalausschüsse 
eingeladen werden. 

Reisch: Aus dieser Enquête werden uns die größten Unannehmlichkeiten entstehen. Wir laden 
zum Beispiel hier diejenigen ein, die zufällig in der paritätischen Lohnkommission 
vertreten sind und das Land Niederösterreich und die Gemeinde Wien. Es werden aber 
geradeso die Städte Innsbruck und Graz einfach [Gehaltserhöhungen] bewilligen und 
sagen: Staat zahl' für uns. 

Derartige Unzukömmlichkeiten müßten durch ein Gesetz über 
Angestelltenkammern beseitigt werden. 
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Renner: Ich wäre dafür, daß man außer dem Staatsamt für Finanzen, der Stadt Wien und dem 
Land Niederösterreich die Länder lädt und dann die drei größten Gemeinden, Linz, 
Graz und Innsbruck. 

Das Staatsamt für Finanzen hat die Aufgabe, mit Geschick darzutun, daß diese 
Forderungen unmöglich sind und [zwar so], daß das Staatsamt auch vor der 
Öffentlichkeit besteht. 

Auf der anderen Seite steht aber fest, daß den öffentlichen Angestellten in irgend 
einer Weise geholfen werden muß. 

Seitz: Es wird zunächst der Sinn der Enquête sein, eine gewisse Gleichartigkeit unter den 
Beamten herzustellen. Es ist ganz klar, daß die Wiener Angestellten - Vertreter, 
allerdings aufgestachelt durch Gerede von den Ländern, sich sagen werden: Dann 
müssen wir unsere Steuern selbst machen und dann werden wir unsere Angestellten 
selbst zahlen können. 

Der Hauptträger dieses Gedankens sind die Beamten. Nun ist es natürlich 
gegenüber diesen Beamten sehr schwer, die Vernunft zu vertreten und ihnen zu sagen,: 
So steht es nicht, das sind Steuergelder und die gehören dem Staat und wir gehen zum 
Staat um die Mittel. 

Nun entsteht wieder der Widerspruch, daß der Staat der Gemeinde Wien das Geld 
gibt, damit die Angestellten der Gemeinde Wien besser bezahlt werden als die anderen 
in Wien. Dieser Widerspruch wäre in der Enquête aufzuklären. 

Dazu kommt, daß die Wiener Angestellten mit der gleitenden Zulage brechen 
wollen und ein neues Lohnsystem nach der Leistung haben wollen. Die Beamten der 
Gemeinde Wien verlangen, daß sich die Vertreter der Gemeinde Wien solidarisch 
erklären mit ihnen im Kampf gegen das Alimentationssystem. Ich habe den Vertretern 
der Gemeinde Wien zugeredet, daß sie das den Beamten ausreden. 

Von Streik soll man nicht reden, das würde die Leute nur provozieren. 
Gehaltsschema der Gemeinde Wien - Ing.[enieur] - Hilfsarbeiter. 

Wir werden vielleicht durch die Enquête bewirken, daß wir etwas Zeit gewinnen. 
Renner: Es muß angestrebt werden, daß die Finanzverwaltung vor den Angestellten die Sache 

der budgetären Möglichkeiten so führt, daß den Leuten kein moralischer Ausweg 
bleibt. Die Berichterstattung an die Presse muß der Sache entsprechend erfolgen und 
die Öffentlichkeit richtig informiert werden. 

Reisch: Der Finanzverwaltung wird ein völlig unlösliches Problem zugewiesen. Wir müssen 
eigentlich sagen, daß jeder Heller, den wir geben, nicht zu verantworten wäre. 

Renner: Es handelt sich nicht darum, durch solche kategorische Äußerungen die Debatte 
abzuschneiden. 

Es müssen die finanziellen Zusammenhänge aufgezeigt werden - klargelegt werden 
müssen. 

Das wichtigste ist die Klarstellung vor der öffentlichen Meinung. Es handelt sich 
gar nicht so sehr [darum], daß die Beamten dort zufrieden gestellt werden. Es muß 
klargestellt werden, daß wir gerne geben, was wir geben können. Erst wenn wir vor 
der Öffentlichkeit bestehen, dann kann man den Kampf aufnehmen. 

Seitz: Irgend etwas wird man aber geben müssen. 
Reisch: Ich habe bereits gesagt, daß man eine Wiener Zulage schaffen muß. 
 
 
[Renner]: 2. b) 
Vertagt. 
 
 
[Renner]: 2. c), Vollzugsanweisung. 
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Angenommen. 
 
 
Renner: 2. d), Vollzugsanweisung, Heimatverband. 
Reisch: Das Staatsamt für Finanzen findet, daß die Vollzugsanweisung abzulehnen wäre, weil 

Lasten anderer Nationalstaaten übernommen werden. 
Renner: Nur wer mit seinem ganzen Wirtschaftsleben in Österreich wurzelt, wird die 

Aufnahme anstreben. 
Reisch: Ich bitte [um die Gelegenheit], die Sache noch einmal vom staatsfinanziellen 

Standpunkt aus zu betrachten. 
Tandler: Die Invaliden gravitieren sehr hierher, weil wir das beste 

Invalidenentschädigungsgesetz von allen Nationalstaaten haben. 
Resch: Es handelt sich hier um etwas anderes. Es dreht sich um die Kriegsgefangenen, die 

nicht ansuchen konnten und um Personen, deren Ansuchen noch nicht erledigt war. 
Eisler: Es handelt sich doch nur um eine Ermächtigung, in bestimmten Fällen das Gesetz 

nicht anzuwenden. Es kann also in jedem einzelnen Fall geprüft werden. Es gibt Fälle, 
wo Leute aus Jugoslavien vertrieben worden sind - für die muß man etwas machen. 

Renner: -. 
Reisch: Ich muß verlangen, daß auch die das Staatsamt für Finanzen mitreden darf. 
Eldersch: Vielleicht könnte noch vorher das Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen 

und [dem Staatsamt für] Inneres gepflogen werden. 
Renner: Wenn das Einvernehmen hergestellt [ist], so kann die Vollzugsanweisung erlassen 

werden. 
 
 
3. 
Reisch: Zollgesetz. 
Ellenbogen: Vom Standpunkt des Staatsamtes für Handel [ist] im allgemeinen nichts 

einzuwenden, [ich] möchte aber eine Reihe von Einzelbestimmungen abgeändert 
haben. 

Zunächst die Frage der Kompetenzen: Der dem Staatsamt für Handel -. 
In allen diesen Fällen wäre zu erwähnen "im Einvernehmen mit dem Staatsamt für 

Handel". Hierdurch würde dem Staatsamt für Handel der ihm in Zollfragen 
gebührende Einfluß gesichert. 

[Es handelt sich um die Paragraphen] 13, 49, 50, 76 (im Einvernehmen mit ...), 95, 
128. 

Mühlvenzel: Gegen die Umänderung [in] § 128 statt "ist" [in] "sind" hätte ich nichts 
einzuwenden, wiewohl es Maßnahmen gibt, die nur einen der genannten 
Staatssekretäre interessieren. 

Stöckler: [Ich habe] keine Einwendung gegen das Zollgesetz, doch wäre in der 
Vollzugsklausel auch das Einvernehmen mit dem Staatsamt für Land- und 
Forstwirtschaft [vorzuschreiben]. 

Reisch: Es handelt sich hier nur um formelle Bestimmungen, es werden nur die Zollbehörden 
und das Zollverfahren geregelt. 

Renner: Eine Kompetenz weiterer Staatsämter ist nicht notwendig. Man könnte überhaupt die 
Fassung der Vorlage belassen. 

Mühlvenzel: Ad [§§] 13 - 76: Es sind fast alle Staatsämter interessiert, man müßte also fast 
bei jeder Bestimmung das Einvernehmen mit dem interessierten Staatsamt 
hineinnehmen. Das wäre ein Gesetzes-Unicum. 

Erläutert die einzelnen Paragraphen und weist nach, daß es nicht erforderlich ist, 
das Staatsamt für Handel zu nennen. 
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Ellenbogen: Wenn schon unter allen Staatsämtern im § 128 das Staatsamt für Handel als 
besonders interessiert [genannt] ist, so sehe ich nicht ein, warum es nicht zur 
Mitwirkung in den einzelnen Paragraphen berufen wird. 

Renner: Die Berücksichtigung der Mitwirkung der einzelnen Staatsämter wird in die 
Vollzugsanweisung verlegt und dem Staatsamt für Handel auch das Recht der Einsicht 
in die bereits vorbereiteten Vollzugsanweisungen gewährleistet. 

Verkehr - Paul: § 33, [Absatz] 3: "Zurückschaffung in das Ausland fordern". [Das] läßt sich 
praktisch nicht durchführen. 

Schauberger: [Dies] bezieht sich nur auf den Verkehr der Zollager mit den Finanzbehörden. 
Renner: -. 
Paul: Dann [bin ich] einverstanden. 
Ellenbogen: Ad § 5, al. 2 und ad § 46, Abs. 2: Der Kreis der Bedingungen scheint mir zu eng 

gefaßt. Es wäre auch noch die Preisfrage in Betracht zu ziehen. 
[Ich] beantrage, daß hinsichtlich dieser beiden Paragraphen noch das 

Einvernehmen zwischen den beiden Staatsämtern gepflogen wird. Dann würde es nicht 
mehr notwendig sein, die Vorlage [noch einmal] im Kabinett zu behandeln. 

Angenommen unter dieser Bedingung. 
 
 
2. e) 
Renner: Marie Valerie. 
Angenommen. 
 
 
2. f) 
Renner: Die neuen Vereinbarungen liegen im Druck vor. [Ich] habe jedoch Bedenken 

dagegen, insbesondere deshalb, weil noch eine ganze Schar von Ungarn da bei uns 
mitarbeiten würde. Ich kann nicht glauben, daß so viele notwendig [sind]. 

[Beschluß]: Zu neuerlichen Verhandlungen die Sache zurückweisen. 
 
 
2. g) 
[Renner]: Volksbeauftragte. 

Ein Christlichsozialer, ein Sozialdemokrat, ein beamteter Staatssekretär [sollen die 
Frage] studieren. Miklas, Eldersch, Paul [werden beauftragt, einen] positiven Antrag 
zu stellen. 

 
 
4. a) 
[Glöckel]: Lustenau. 

[Es ergab sich eine] weitere Komplikation. Nachdem der Bericht eingelangt ist - 
am 16. II. eingelaufen ist, ist am 1. III. die Frist abgelaufen. 

Renner: Dann kann man nichts machen. 
Eldersch: Vielleicht wäre [es] zur Wahrung des prinzipiellen Standpunktes notwendig, [auch] 

auf die Gefahr hin der a limine Abweisung, die Anfechtung einzubringen. 
Renner: [Ich würde als] Antwort [geben], daß man nur - die Kompetenzfrage ohnedies durch 

die Verfassung gelöst werden soll. 
[Eldersch]: [Man sollte sagen], daß wir von dem prinzipiellen Standpunkt nicht abgehen und 

[wir] werden die durch die St. G. [Staatsgesetze] vorbehalten Rechte der 
Schulaufsicht ausüben. 

[Renner]: Aufmerksam -. 
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4. b) 
Glöckel: Mädchenbildungswesen < >. 

Wir können uns dem nicht entziehen, weil der Staat für die Unterstufe gesorgt hat 
und auch die Mädchen zu den Hochschulstudien zugelassen hat. 

[Es bestehen folgende Möglichkeiten]: 
1.) Der radikalste Weg wäre die Verstaatlichung von allen Mädchenmittelschulen. 
2.) Die Verstaatlichung von fünf Mädchenmittelschulen. 
3.) Die Erhöhung der Bezüge der Lehrer auf das Maß der männlichen 

Mittelschulen. 
4.) Staatliche Beihilfen. 
5.) Die Verstaatlichung von 20 Stellen, wofür ich aber nicht bin, weil ich die 

Auswahl nicht zu treffen vermöchte. 
Reisch: Wir können uns noch immer nicht in unsere finanzielle Lage hineinversetzen. Wenn 

der Staat bisher noch nicht bereit war, eine Mehrleistung zu übernehmen, so kann es 
der Staat jetzt doch schon gar nicht tun. Wir haben es einfach nicht. Das 
Unterrichtsamt muß sich mit den gegebenen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnissen eben bescheiden. 

Es ist auch eine Frage, ob es ein Glück wäre, wenn wieder neue Mittelschulen 
gegründet werden. Ich kann einer Verstaatlichung von Mädchenschulen in der 
gegenwärtigen Zeit nicht zustimmen. 

Eine weitere zur Diskussion gestellte Frage ist die Gewährung von 
Teuerungszulagen an die Mittelschul-Lehrkräfte, die an privaten 
Mädchenmittelschulen angestellt sind. Es ist doch keinesfalls Sache des Staates, 
Privatangestellten Beihilfen - Teuerungszulagen zu geben. 

Es muß also dem Staatsamt für Finanzen zum hohen Verdienst angerechnet werden, 
daß es sich zu Beihilfen verstanden hat. Ich würde höchstens noch zustimmen, daß 
Beihilfen von 3.000 - 6.000 Kronen gegeben werden. 

Mayr: Wir stehen bei den Beamten vor einem Rätsel. Ich wäre dagegen, daß [auch] nur eine 
neue Mittelschule geschaffen wird. Wir haben ohnedies zu viele Mittelschulen, wo wir 
doch nicht wissen, wo man das geistige Proletariat unterbringen soll. 

Augenblicklich sind wir absolut nicht in der Lage, irgend etwas Erhebliches für die 
Mittelschulen der Mädchen zu tun - für die weibliche Mittelschulbildung [zu tun], 
dagegen für die Fachbildung und Pädagogien ohne weiteres. 

Renner: Der Unterrichtsausschuß und die Parteien haben sich festgelegt. Wir sollen nicht 
[einen] Beschluß fassen ohne das Koalitionskomitee. 

Wir können jetzt keine neuen Zweige auf uns nehmen. Es wäre allerdings sehr 
bedauerlich, wenn die Schulen eingingen. Höchstens könnte man etwas Nicht-
Präjudizierliches machen und nur auf beschränkte Zeit Aushilfen geben. 

Antrag: Das K.[oalitions]-K.[omitee] mit der Angelegenheit befassen bevor wir 
irgend einen Beschluß fassen. 

Stöckler: Wir erfassen noch immer unsere Situation gar nicht. Wir können keinen neuen 
Zweig übernehmen. 

Renner: Die Sache ist direkt vor die beiden Parteien zu bringen und dann in die Koalition. 
//[Am Rand]: Vormerkung für den Staatskanzler, daß die Sache in die Koalition zu bringen 
ist.// 
 
 
5. a); 5. b) 
Ramek: -. 
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5. b) angenommen. 
 
 
[Zu] 5. a) 
Reisch: Es sollen die Taggelder von 10 Kronen auf 50 Kronen erhöht werden. 10 Kronen ist 

ja zu wenig, aber 50 Kronen ist vielleicht zu viel. Wenn ich schon gegen [einen] 
Höchstsatz von 50 Kronen keine Einwendung erhebe, so müßte doch eine 
Differenzierung nach dem Gerichtsort Platz greifen. 

Ich muß aber die Forderung stellen, daß die Erhöhung auf 50 Kronen in ein 
Junktim gebracht wird mit der Einschränkung der Geschworenengerichte, wie sie vom 
Staatsamt für Justiz in Aussicht genommen sind - [ist]. Ob die Nationalversammlung 
der Einschränkung der Geschworenengerichte zustimmen wird, bezweifle ich. 

Eisler: Der jetzige Zustand ist unerträglich. Das, was jetzt geschieht, ist einfach die 
Konsequenz der Zulassung der Arbeiter zu den Geschworenengerichten. Die Leute 
lassen es sich einfach nicht gefallen, daß sie von dem Geschworenenamt, zu dem sie 
nunmehr zugelassen sind, tatsächlich infolge der geringen Entschädigung wieder 
ausgeschlossen sind. 

Angenommen. 
 
 
6. 
Stöckler: Renngesetz. 
Angenommen. 
 
 
8. a) 
Eldersch: Brückenmaut. 
 
 
[8.] b) 
[Eldersch]: Stiftspräbende. 
Angenommen. 
 
 
½ 2 Uhr. 
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